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  AStA HfbK - 2. April 2014

  Allgemeiner Studierendenausschuss der Hochschule für bildende Künste Hamburg


  Offener Brief


  Unterstützung des Antrags auf kollektive Niederschlagung aller Studiengebührennachforderungen


  



  Dr. Dorothee Stapelfeldt

  Zweite Bürgermeisterin

  Behörde für Wissenschaft und Forschung

  Rathausmarkt 1

  20095Hamburg


  Hamburg, den 02. April 2014


  

  Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin,


  wir wenden wir uns an Sie als Bürgermeisterin und Senatorin. Wir schließen uns mit diesem Brief dem Antrag auf Niederschlagung aller offenen Forderungen von Studiengebühren an. Mit diesem Anliegen hatten sich bereits die Rechtsanwälte des AStA der HfbK an Sie gewandt. Leider haben Sie diesem Anliegen bislang nicht entsprochen, welches von uns unterstützt wird. Unser Ziel ist es, in Hamburg nunmehr einen endgültigen Schlussstrich unter das Thema Studiengebühren ziehen zu können. Als Angehörige eines Senats, der sich um die Abschaffung der unsozialen Studiengebühren in Hamburg verdient gemacht hat, sehen wir es als Ihre Aufgabe an, nunmehr auch die Altlasten zu beseitigen, welche durch die vormalige Einführung von Studiengebühren entstanden sind.


  Denn wie Sie selber gesagt haben:

  "Studiengebühren sind sozial ungerecht und in Deutschland mittlerweile zum Auslaufmodell geworden."


  Viele Studierende und ehemalige Studierende der HfbK und anderer Hochschulen werden aber gerade zur Zeit wieder durch Mahnschreiben und teilweise durch Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zur Zahlung von vermeintlich ausstehenden Studiengebühren, teils in vierstelliger Höhe, angehalten. Auch offene Widersprüche gegen Studiengebühren wurden dabei nicht berücksichtigt. Zudem wurden bereits mehrfach Kontenpfändungen und Schufaeintragungen veranlasst.


  Dies betrifft sogar ehemalige Studierende, die bereits in anderen Bundesländern wohnhaft sind oder als erziehende Eltern von solchen Maßnahmen besonders hart betroffen sind.


  In den letzten Monaten baten deshalb viele Studierende und Ehemalige den AStA der HfbK erneut um Hilfe. Auf den Studierenden und Ehemaligen lastet ein immenser existenzieller Druck. Um diesen Druck von den Studierenden zu nehmen, fordern wir Sie hiermit auf, sämtliche Nachforderungen von Studiengebühren endgültig niederzuschlagen.


  Neben der Tatsache, dass allgemeine Studiengebühren in Hamburg bereits Geschichte sind, gibt es vielschichtige Gründe dafür, die Nachforderungen niederzuschlagen:


  - Vollstreckungsmaßnahmen zum Einzug von Bildungsgebühren sind aus unserer Sicht generell kein adäquates und legitimes Mittel. Sie stellen gerade bei finanziell schlecht gestellten Studierenden eine unbillige Härte dar. Dies betrifft die überwiegende Mehrzahl der Absolventen der HfbK.


  - Das Menschenrecht auf Bildung schließt seine Unentgeltlichkeit mit ein. Studiengebühren widersprechen diesem Grundsatz.


  - Viele Studierende hatten ihr Studium unter den Rahmenbedingungen der Unentgeltlichkeit begonnen und mussten davon ausgehen, dieses auch zu diesen Bedingungen beenden zu können. Diese Rahmenbedingungen während eines bereits begonnenen Studiums zu ändern, widerspricht unseres Erachtens eindeutig dem Vertrauensschutzprinzip.


  - Auch sehen wir die Gleichbehandlung gegenüber den Studierenden- Generationen, die noch vor 2007 oder wieder ab 2012 studiengebührenfrei studieren konnten und können, als ein wichtiges Argument für eine dauerhafte Niederschlagung noch ausstehender Forderungen.


  - Rechtlich sehr fraglich ist auch, ob die Erhebung von Studiengebühren bei gleichzeitigen Befreiungsmöglichkeiten für bestimmte Gruppen, die nicht ans Einkommen gekoppelt sind, gegen das Gleichbehandlungsgesetz verstößt.


  - Die Studiengebühren würden - selbst im Fall ihrer rigorosen und erfolgreich forcierten Eintreibung - nicht mehr in die Haushaltsjahre fallen, für die sie eigentlich vorgesehen waren, sondern in das Haushaltsjahr 2014. Damit würden sie den gesetzgeberisch vorgesehenen Zweck verfehlen. Eine gesetzeskonforme Verwendung ist nicht mehr möglich. Die bisher nicht gezahlten Studiengebühren fehlen zur Zeit nirgends, da sie weder bereits eingeplant noch früher schon ausgegeben wurden. Durch eine Niederschlagung entstünde den Hochschulen keine zusätzlichen finanziellen Probleme.


  - Die Verwendung der Studiengebühren war zu Zeiten ihrer Erhebung zweckgebunden und müsste es auch heute sein. Tatsächlich kämen sie jetzt im Falle ihrer Beitreibung aber nur dem allgemeinen Haushalt zu Gute und nicht den Hochschulen. Dies wäre unter rechtlichen Gesichtspunkten unzulässig.


  - Da die Studierenden mit der Zahlung von Studiengebühren seinerzeit einen Beitrag zur Verbesserung der Lehre leisten sollten, ist es rechtlich fragwürdig, ob ein Einsatz der Nachforderungen für heutige Zwecke legitim wäre. Denn eine Verbesserung der Studienbedigungen ist für die Betroffenen nachträglich nicht mehr möglich.


  - Die Verfassungskonformität der Studiengebühren allgemein ist bis heute noch nicht und bezüglich der nachgelagerten Studiengebühren nicht unter allen Gesichtspunkten abschließend gerichtlich geklärt. Daher können die ursprünglichen gesetzlichen Regelungen auch nicht als Rechtsgrundlage für die heutige Beitreibung von vermeintlichen Außenständen dienen.


  - Zuletzt steht der bürokratische Aufwand zur Eintreibung der Nachforderungen in keinem Verhältnis zum Ertrag. In vielen Fällen würde und wird die Unpfändbarkeit der Forderungen festgestellt, allerdings hätte und hat diese negative Folgen für die Schuldner, weil Eintragungen ins Schuldnerverzeichnis die Folge sein könnten und sind. Weitere Folge wären und sind Schufaeintragungen, die wiederum zu Konten- und Kreditkündigungen führen könnten. Im übrigen hätten und haben die meisten ehemaligen Studierenden die Möglichkeit Stundungsanträge zu stellen, welche aber das Problem nur immer weiter in die Zukunft verlagern.


  - Die fortgesetzte Beitreibung von Studiengebühren hätte und hat voraussichtlich viele neue Prozesse zur Folge, weil die Studierenden gehalten wären und sind, offene Rechtsfragen zu klären und alle Probleme individuell über Anwälte und Gericht zu lösen.


  Angesichts dessen sollte endlich ein Schlussstrich unter die Altlasten gezogen werden und zwar nicht nur im Einzelfall, sondern kollektiv. Deshalb fordern wir Sie dazu auf, die Niederschlagung der Studiengebührennachforderungen zu veranlassen.


  Sollten Sie die Problematik nicht kurzfristig im positiven Sinne entscheiden können, so bitten wir Sie bis zur abschließenden Klärung eine Aussetzung weiterer Vollstreckungsmaßnahmen zu veranlassen.


  Mit freundlichen Grüßen,


  

  Erstunterzeichner_innen:

  Allgemeiner Studierendenausschuss (AStA) HfbK, Studierende und ehemalige Studierende der HfbK und anderer Hochschulen, Rechtsanwälte Martin Klingner und Mark Nerlinger (Kanzlei 49), Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft (GEW), freier Zusammenschluss von studentInnenschaften (fzs), Grüne Jugend Hamburg, AStA Hafen City Universität (HCU), AStA Technische Universität Harburg (TU), AStA Hochschule für Musik und Theater (HfMT), AStA Hochschule für angewandte Wissenschaften (HAW), Stupa HAW, Fachschaftsrat Finnougristik/Uralistik der Universität Hamburg, Boykotteducation HfbK, Die Initiative Rock gegen Rechts (since 1978)


  Unterstützende Einzelpersonen:

  Die Liste liegt der SB-Redaktion vor.


  *


  Quelle:

  AStA HfbK

  Allgemeiner Studierendenausschuss der Hochschule für bildende Künste Hamburg

  Lerchenfeld 2, Raum 41, 22081 Hamburg

  E-Mail: asta@hfbk.de

  Internet: www.hfbk.de
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  CAMPUS/001: Offener Brief - versprochen, gebrochen ... 1 (AStA HfbK, GEW Hamburg, Kanzlei 49)


  



  Gemeinsame Pressemitteilung des AStA der HfbK, Studierender und ehemaliger Studierender der HfbK, der Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft Hamburg, sowie den Rechtsanwälten Martin Klingner und Mark Nerlinger - bezüglich des zahlreich unterstützen Antrages auf kollektive Niederschlagung aller Studiengebührennachforderungen


  OFFENER BRIEF


  2.April 2014


  



  Sehr geehrte Dr. Dorothee Stapelfeld,

  sehr geehrter Wissenschaftsausschuss,

  sehr geehrte Medienvertreter_innen,


  An der Hochschule für bildende Künste (HfbK), der Hafen City Universität (HCU) und der Hochschule für Musik und Theater (HfMT) wird laufend gegen Studierende zwangsvollstreckt [1], weil sie die Studiengebühren nicht bezahlt haben. Neben den Boykotteur_innen auch gegen diejenigen, die direkt bei den Hochschulen Stundungen nach Landeshaushaltsordnung (LHO) beantragt haben. Zudem werden sowohl die Stundungen nach LHO als auch bei der Wohnungsbaukreditanstalt (WK) verzinst.


  Auch nachgelagerte Studiengebühren - insbesondere verzinste - sind sozial ungerecht und mitnichten sozialverträglich! Sie verschärfen die ohnehin ungleichen Bedingungen von Menschen mit verschiedenen sozialen Hintergründen bei der Aufnahme eines Studiums - und später eines Arbeitsverhältnisses - wie folgende Erzählung einer ehemaligen Filmstudentin verdeutlicht:


  "Meine Bank hat mir mitgeteilt, dass ich einen Schufa-Eintrag habe, da mein Konto gepfändet wurde. Ich bekomme als freie Filmemacherin zu meinen geringen Einnahmen aufstockend Hartz 4 und versuche als Berufsanfängerin auf die Beine zu kommen. Das war ein herber Rückschlag. Und ist einfach nur unverschämt. Ich hatte die Studiengebühren nach Landeshaushaltsordnung (LHO) gestundet und hatte vor der Vollstreckung keine einzige Mahnung erhalten."


  Das Pfändungen dieser Art kein Einzelfall sind, sehr unstrukturiert und ohne vorherige Prüfung der Einzelfälle veranlasst werden, zeigt auch die folgende Aussage einer ehemaligen Kunststudentin:


  "Sie haben mein Konto gepfändet und nach einem Monat wurde die Haspa dazu veranlasst das Geld zu überweisen. Das haben die mir allerdings nicht erzählt. Da ich zu der Zeit Harz 4 bekommen habe, lag mein Fall der HfbK nochmals vor und sollte bearbeitet werden. Wegen Krankheit eines Sachbearbeiters ist das aber nicht geschehen. In der Zwischenzeit überwies die Haspa das Geld. Und ich bekam trotz meiner Situation hinterher einen Brief von der HfbK dass sie das Geld nicht zurückfordern könne."


  Selbst rechtliche Schritte setzten die Forderungen durch die HfbK- anders als etwa an der Universität Hamburg [2] - nicht aus. So bekam eine weitere ehemalige Filmstudentin eine Androhung zur Vollstreckung, obwohl sie bereits vor 3 ½ Jahren einen Widerspruch gegen die Studiengebühren eingelegt hatte, der noch nicht abgelehnt worden war.


  "Der Widerspruch habe keine aufschiebende Wirkung hieß es von der Kasse Hamburg auf Nachfrage. Die HfbK hat meinen Widerspruch nach einem Brief, dass ich die Vollstreckung als unverhältnismäßig erachte, abgelehnt und ich nun bereits zum zweiten mal über einen Rechtsanwalt der Gewerkschaft Ver.di Klage eingereicht. Diese ist allerdings einer vorherigen Klage für ein anderes Semester anhängig, über die noch nicht entschieden wurde. Vorsorglich hab ich deshalb einen Antrag auf zinslose Stundung nach LHO gestellt, der mir nicht gewährt wurde. Mir wurde von der HfbK mitgeteilt, dass ich nach LHO nur verzinst stunden lassen kann."


  Von den "nachgelagerten Studiengebühren" besonders hart betroffen sind zudem ausländische Studierende, denen Stundungen gänzlich verwehrt wurden, wie die Aussage eines Studierenden belegt, der in Folge seiner Geldnot sogar Besuch von Gerichtsvollzieher_innen bekam:


  "Ich wollte letztes Jahr stunden aber da gab es Probleme, weil ich nicht aus Deutschland komme. Die waren schon zwei mal bei mir zu hause und haben Sachen angeguckt. Ich habe dann bezahlt und hatte in der Folge kein Geld zum Leben."


  Leider haben Sie - Frau Stapelfeldt - unserem Antrag auf kollektive Niederschlagung der Studiengebührennachforderungen bis heute nicht entsprochen. Daher schicken wir Ihnen und dem Wissenschaftsausschuss nochmals den Antrag auf kollektive Niederschlagung aller Nachforderungen aus Studiengebühren zu, der u.a. vom AStA der TU Harburg, der HCU, der HfMT, der HAW und dem Stupa der HAW, dem fzs e.V., der Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft, der Grünen Jugend, sowie von zahlreichen Einzelpersonen, unterstützt wird.


  Die Partei DIE LINKE unterstützt die Studierenden mit einem Antrag auf Meditation und Aussetzung der Vollstreckungen, dessen Debatte in der Bürgerschaftssitzung am 10.4.2014 [3] um 14.00h beantragt werden soll.


  Wir erwarten, dass sich der SPD-Senat nun endlich einer sozialen Politik für alle Menschen in dieser Stadt zuwendet und fordern, dass alle Studiengebührennachforderungen gemäß § 4 Absatz 2 der Studiengebührenverordnung, in der es heißt, dass die Forderung früher niedergeschlagen werden kann, "wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen (...)"[4] niedergeschlagen werden!


  Mit freundlichen Grüßen,


  AStA HfbK, Studierende und ehemalige Studierende der HfbK und anderer Hochschulen, die Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft (GEW) Hamburg, Rechtsanwälte Martin Klingner und Mark Nerlinger (Kanzlei 49)


  

  AStA HfbK

  asta@hfbk.de

  www.hfbk.de


  GEW Hamburg

  dehnerdt@gew-hamburg.de

  www.gew-hamburg.de


  Kanzlei 49

  Info@kanzlei49.de

  www.kanzlei49.de


  

  Fussnoten


  [1]Im Juli 2013 waren gemäß einer kleinen Anfrage der Partei DIE LINKE 674 Studierende der Hochschule für bildende Künste (HfbK), 205 Studierende der Hafen City Universität (HCU), 145 Studierende der Universität Hamburg und 10 Studierende der Hochschule für Musik und Theater (HfMT) von Nachforderungen aus Studiengebühren betroffen. Allein für das SS 2013 beliefen sich die Nachforderungen der Hochschulen auf rund 400.000EUR. Nur an der HfbK waren für 2012 und 2013 500.000EUR offen.

  http://www.hfbk.de/blog/wp-content/uploads/2014/03/D7C0FEED4F254D11BF0107A0.pdf


  [2]http://www.uni-hamburg.de/campuscenter/studienorganisation/beitraege-gebuehren/studiengebuehren.html


  [3]http://www.hfbk.de/blog/wp-content/uploads/2012/10/12D0AC27533588A0BF0107A0.pdf


  [4]"Wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen, kann sie (die WK) die Forderung gemäß § 59 Absatz 1 Nummer 2 der Landeshaushaltsordnung früher niederschlagen."

  Quelle: http://www.haw-hamburg.de/fileadmin/user_upload/SZ/pdf/Studiengebuehren/Studiengebuehrenverordnung.pdf

  https://www.hamburg.de/contentblob/1925368/data/vv-%C2%A7-59-lho.pdf


  *


  Quelle:

  AStA HfbK

  Allgemeiner Studierendenausschuss der Hochschule für bildende Künste Hamburg

  Lerchenfeld 2, Raum 41, 22081 Hamburg

  E-Mail: asta@hfbk.de

  Internet: www.hfbk.de
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  MELDUNG/001: 40 Jahre Nautilus - unentwegt fragen und Widerstand wagen (Edition Nautilus)


  



  Editon Nautilus - April 2014


  Edition Nautilus feiert 40. Geburtstag


  



  
    »Wir erleben um uns herum eine Welt in Aufruhr und in Bewegung. Menschen fragen sich, wie sie leben können, wovon sie leben können und welche Wege es gibt, um dem 'Dilemma' des immer Gleichen zu entgehen, also Alternativen sind gefragt. Das ist etwas, was für mich sehr wichtig ist, dass man zeigt: Es gibt andere Wege, andere Möglichkeiten, eine andere Praxis, eine andere Lebensform.«

    Lutz Schulenburg im Deutschlandfunk, Februar 2013
  


  



  [image: Foto: © Edition Nautilus]


  Die Nautilus-Crew

  v.l.n.r. Katharina Florian, Hanna Mittelstädt, Klaus Voß, Katharina Picandet, Franziska Otto

  Foto: © Edition Nautilus

  



  Vor 40 Jahren, am 1. April 1974, wurde die Edition Nautilus ins Hamburger Handelsregister eingetragen. Zeit für uns, einen Streifzug durch die Vergangenheit zu unternehmen und gleichzeitig einen Blick in die Zukunft zu werfen:


  Nachdem Hanna Mittelstädt, Lutz Schulenburg und Pierre Gallissaires mehr zufällig als absichtsvoll in die Verlegerei hineingerutscht waren, hat der Verlag inzwischen fast 900 Titel publiziert, davon sind derzeit etwa 350 lieferbar. Wir haben 63 Bände der »Kleinen Bücherei für Hand und Kopf« veröffentlicht, 14 Bände der Franz Jung Werkausgabe, 19 Bände der Krimireihe »Kaliber .64«, 31 Nummern der »Revolte!« und stolze 220 Nummern der »AKTION«, sowie »same procedure as every year«, sieben Varianten von »Dinner for one« in Buchform.


  Hinter uns liegen drei Verlagsumzüge, 37 Frankfurter und etwa ein Dutzend Leipziger Buchmessen sowie diverse Gerichtsprozesse, natürlich auch einige Wechsel im Verlagskollektiv. Wir wurden mit drei Verlagspreisen und unsere Autorinnen und Autoren mit ungezählten Buchpreisen ausgezeichnet - nur der große aus Stockholm war bisher noch nicht dabei, wurde aber bereits prophezeit.


  Bei allem Stolz erfüllt uns auch Trauer, denn in diesen Tagen denken wir besonders an Lutz Schulenburg. Knapp ein Jahr nach seinem Tod steht das 40. Jubiläum unter der dunklen Wolke dieses großen Verlusts. Die verbleibende Crew - Hanna Mittelstädt, Katharina Picandet, Katharina Florian, Franziska Otto und Klaus Voß - wird die Nautilus in seinem und ihrem Geiste weiter durch die unruhigen Gewässer des Buchmarktes steuern. »Unkonventionell, eigenwillig und kämpferisch«, dieser Slogan schwebt über unserem Verlagsprogramm und so soll es auch in Zukunft sein.


  Am 3. April feiern wir unser Jubiläum in der Hamburger Hafenbar GOLEM.

  Sie sind herzlich willkommen!


  Empfang: 19.30 Uhr, Programm ab 20 Uhr

  Große Elbstraße 14


  *


  Quelle:

  Edition Nautilus

  Schützenstraße 49a, 22761 Hamburg

  Telefon: 0049 (0)40 721 35 36, Fax: 0049 (0)40 721 83 99

  E-Mail: info@edition-nautilus.de

  Internet: www.edition-nautilus.de
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  BERICHT/059: Erste internationale Science 2.0 Conference erfolgreich abgeschlossen (idw)


  



  Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften - 01.04.2014


  Erste internationale Science 2.0 Conference erfolgreich abgeschlossen


  



  Die erste internationale "Science 2.0 Conference" brachte über 150 Teilnehmer/innen aus 11 Ländern vom 26. bis 27. März 2014 in Hamburg zusammen. Darüber hinaus verfolgten insgesamt über 100 Personen den Livestream der ausgebuchten Tagung zur digitalen Wissenschaft. Zentrale Themen der transdisziplinären Tagung waren (1) Nutzung moderner Internettechnologien im Forschungsprozess, (2) Social Web im Wissenschaftsalltag und (3) neue Formen der Wissenschaftskommunikation


  Vom 26. bis 27. März 2014 öffneten sich zum ersten Mal die Pforten der International Science 2.0 Conference (www.science20-conference.de). In Hamburg trafen sich Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aus zahlreichen Disziplinen (beispielsweise Soziologie, Informatik, Bibliothekswissenschaft, Psychologie, Informationswissenschaft, Rechtswissenschaft, Kommunikationswissenschaft, Pädagogik) und elf Ländern (Deutschland, Österreich, Italien, Belgien, Mazedonien, Schweiz, Pakistan, UK, Malaysia, Polen, Niederlande), um gemeinsam mit Praktikern aus wissenschaftlichen Bibliotheken den Fragen nachzugehen: Wie verändert das Internet den Arbeitsalltag von Forschenden? Welche Folgen hat verändertes Forschungs- und Publikationsverhalten für wissenschaftliche Infrastrukturen?


  Kernerkenntnisse der Tagung sind folgende:


  1. Die Relevanz von Science 2.0 für Forschungsinformationseinrichtungen wie wissenschaftliche Bibliotheken eröffnet neuartige Arbeitsfelder für wissenschaftliche Bibliotheken.

  2. Social Media beeinflusst Forschungsprozesse nachweislich und quantifizierbar.

  3. Die Erforschung des Themas Science 2.0 verlangt nach einem disziplinenübergreifenden Ansatz.

  4. Die Relevanz des Themas Science 2.0 wird von der Förderpolitik erkannt.

  5. Social Media fördert den Wettbewerb unter Wissenschaftler/innen, aber auch deren Vernetzung.


  "Mich freut ganz besonders, dass das Thema Science 2.0 bei den deutschen und europäischen Forschungsförderern auf so große Resonanz gestoßen ist. Sowohl für die Vertreter aus BMBF, DFG und EU-Kommission als auch für viele Tagungsteilnehmer war die Vielfältigkeit des Themas Science 2.0 völlig neu", sagte Professor Klaus Tochtermann, Sprecher des Leibniz-Forschungsverbundes Science 2.0 (www.leibniz-science20.de) und Chair der Tagung.


  Diskutiert wurde nicht nur vor Ort, sondern auch über Twitter. Über 1.000 Tweets von 288 Personen wurden in den vergangenen Tagen unter dem Hashtag #sci20conf verschickt. Darüber hinaus verfolgten insgesamt über 100 Personen den Livestream der ausgebuchten Tagung zur digitalen Wissenschaft.


  Blicken Sie mit uns zurück auf die International Science 2.0 Conference 2014!


  Zum Programm:

  http://www.science20-conference.de/programme/


  Zu den Konferenzfolien:

  http://www.science20-conference.de/programme/


  Zu den Pressebildern:

  http://www.zbw.eu/de/ueber-uns/presse/pressebilder/veranstaltungen/


  Die zweite Science 2.0 Conference wird im März 2015 in Hamburg stattfinden. URL:

  www.science20-conference.de


  

  Zur Science 2.0 Conference:

  Social Media ist in der Wissenschaft angekommen. Sukzessive verändern sich durch die Nutzung neuer Werkzeuge die etablierten Prinzipien der wissenschaftlichen Kommunikation. Dienten wissenschaftliche Bibliotheken jahrhundertelang als zentrale Anlaufstelle für den Zugang zu wissenschaftlichen Informationen, entdecken Forscher/innen heute neue Publikationsformen wie wissenschaftliche Wikis, neue Kommunikationskanäle wie soziale Netzwerke sowie neue Arbeitsumgebungen für gemeinschaftliches Schreiben an Fachartikeln oder Projektanträgen. Diese Bewegung hin zu mehr Partizipation, Kollaboration, Kooperation und Diskurs betrifft sowohl Informationsinfrastruktureinrichtungen wie wissenschaftliche Bibliotheken als auch die Wissenschaft. Vor diesem Hintergrund befassen sich Wissenschaftler/innen unterschiedlichster Disziplinen mit dem Phänomen Science 2.0, d.h. damit, wie Social Media Forschungs-und Publikationsprozesse verändert. Die internationale Science 2.0 Conference bringt diese Wissenschaftler/innen zusammen. Und noch mehr. Die Zusammenführung aller Interessensgruppen, die von Science 2.0 betroffen sind, d.h. Wissenschaftswelt, Bibliothekswelt und Forschungspolitik, macht die internationale Science 2.0 Conference zu einem einzigartigen Ereignis.


  Die Konferenz widmet sich den neuesten wissenschaftlichen Trends, Entwicklungen, Herausforderungen und Best Practices im Bereich Science 2.0. Veranstalter der Tagung sind der Leibniz-Forschungsverbund Science 2.0 und der Leibniz-Bibliotheksverbund Forschungsinformation - Goportis. Chair der Tagung ist Professor Dr. Klaus Tochtermann, Sprecher des Leibniz-Forschungsverbundes Science 2.0 und Direktor der ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (Kiel/ Hamburg). Die zweite Science 2.0 Conference wird im März 2015 in Hamburg stattfinden. URL:

  www.science20-conference.de


  Was ist Science 2.0?

  Science 2.0 befasst sich im Grundsatz mit der Frage, wie das Internet mit seinen zahlreichen Social-Media-Anwendungen Forschungs- und Publikationsprozesse in der Wissenschaft verändert. Science 2.0 prägt die Wissenschaft zunehmend dadurch, dass Partizipation, Kommunikation, Kollaboration und offener Diskurs in Forschungs- und Publikationsprozessen in einer völlig neuen Form möglich werden. Um dieses Thema für die Wissenschaft in der ganzen Tiefe zu durchdringen, wurde 2012 ein hochgradig interdisziplinärer Zusammenschluss von universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen gegründet. Siehe:

  www.leibniz-science20.de


  Weitere Informationen unter:

  http://www.science20-conference.de/programme/

  - Programm


  http://www.science20-conference.de/programme/

  - Konferenzfolien


  http://www.science20-conference.de

  - Konferenzwebsite


  http://www.leibniz-science20.de

  - Veranstalter der Tagung


  http://www.goportis.de

  - Veranstalter der Tagung


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution1069


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften,

  Dr. Doreen Siegfried, 01.04.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  AKTION/6508: Bochum - RUB-Termine für Schüler im April 2014


  



  Ruhr-Universität Bochum (RUB)


  Termine für Schülerinnen und Schüler


  Studienfinanzierung ++ Abi - und dann? ++ Tipps zur Orientierung


  



  ++ Infoveranstaltung "Studienfinanzierung" für Oberstufenschüler ++


  Beim ersten Themenabend der Jungen Uni im Blue Square (Bongardstr. 16-18, Bochum City) dreht sich alles um die Finanzierung eines Studiums. Eine Expertin der Zentralen Studienberatung der RUB und ein Student erklären am 8.4.2014 ab 16:30 Uhr, wie viel ein Studium im Durchschnitt kostet und welche Finanzierungsmöglichkeiten es gibt. Um eine Anmeldung per Mail an jungeuni@rub.de bis zum 4.4.2014 wird gebeten.

  Weitere Informationen:

  http://www.ruhr-uni-bochum.de/jungeuni/kontakt/info-service.html


  ++ Workshop I: Abi - und dann? ++


  An Gymnasien und Gesamtschulen bereiten sich die angehenden Abiturientinnen und Abiturienten gerade auf ihre Prüfungen vor und machen sich Gedanken über ihre nächsten Schritte nach dem Abitur. In einem Workshop der Ruhr-Universität können sie mit den Experten der Zentralen Studienberatung ihre Wünsche, Stärken und Interessen herausarbeiten und gemeinsam überlegen, welcher Ausbildungsweg der richtige für sie sein könnte. Damit unterstützt der Workshop sie in ihrer individuellen Entscheidungsfindung. Die Veranstaltung wird am 15.4. von 14 bis 18 Uhr und am 23.4. von 9 bis 13 Uhr angeboten. Die Teilnahme ist kostenlos, das Anmeldeformular gibt es unter:

  http://www.ruhr-uni-bochum.de/tutprogramm/AnmeldungAbiUndDannAnmeldung.html


  ++ Workshop II: Wo bitte geht's zum Studium? ++


  Die Zahl der Studiengänge in Deutschland ist riesig, aktuell gibt es fast 9.000 unterschiedliche Angebote. Studieninteressierten fällt es zunehmend schwer, sich in diesem "Dschungel" von Informationen zu orientieren. Die Zentrale Studienberatung der Ruhr-Universität stellt in einem Workshop unterschiedliche Orientierungstools für Schülerinnen und Schüler vor und gibt praktische Tipps für eine gezielte Informationsrecherche im Netz. Die Veranstaltung wird am 16.4. von 14 bis 16 Uhr und am 23.4. von 14 bis 16 Uhr angeboten. Die Teilnahme ist kostenlos, das Anmeldeformular gibt es unter:

  http://www.ruhr-uni-bochum.de/tutprogramm/AnmeldungAbiUndDannAnmeldung.html


  Junge Uni - Schulprojekte an der RUB:

  http://www.rub.de/jungeuni


  Zentrale Studienberatung der RUB:

  http://www.rub.de/zsb


  Veranstaltungskalender der RUB:

  http://www.rub.de/termine


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 44 - Bochum, 28.3.2014

  Ruhr-Universität Bochum (RUB)

  Jens Wylkop, Dezernat Hochschulkommunikation

  Tel: + 49 234/32-22830, -28355

  44780Bochum

  E-Mail: presseinfo@rub.de

  Internet: www.rub.de
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  VORTRAG/7576: Leipzig - Mantrailing-Hunde im Polizeieinsatz, 3.4.2014


  



  Universität Leipzig


  Faszination "Mantrailing": Fähigkeiten von Spürhunden erstmals wissenschaftlich untersucht


  



  Mantrailing-Hunde im Polizeieinsatz sind nicht einfach nur Spürhunde. Sie besitzen die besondere Fähigkeit, bestimmte Geruchsspuren noch nach Monaten zu erkennen und zu verfolgen. Doch was bringt diese Tiere auf die Spur? Ist es die DNA oder die Atemluft des möglichen Täters? Sind es dessen Hautschuppen oder Hautbakterien? - Mit diesen Fragen befasst sich seit wenigen Wochen ein Forscherteam des Instituts für Rechtsmedizin der Universität Leipzig, das das Phänomen "Mantrailing" in enger Zusammenarbeit mit der sächsischen Polizei erstmals wissenschaftlich untersucht. Federführend dabei ist Dr. Carsten Hädrich, Oberarzt am Institut für Rechtsmedizin.


  "Wir haben verschiedene Versuchsreihen mit Mantrailing-Hunden ausgearbeitet, um herauszufinden, woraus die Geruchsspur eigentlich besteht, wie sie vom Menschen produziert und abgegeben wird und wie lange sie haltbar ist", sagt er. Geplant sei unter anderem, Versuchspersonen in einen Ganzkörperschutzanzug zu stecken und in einem Testgelände laufen zu lassen. "Dann schauen wir, ob der Hund die Spur aufnehmen kann", erklärt der Mediziner. In einem anderem Test werde der Proband mit einem Atemgerät ausgerüstet, damit seine Atemluft nicht nach außen dringt und um zu testen, ob der Hund dennoch die Fährte findet. Ein ähnlicher Versuch sei mit der DNA der Testperson geplant, die im Labor vervielfältigt und dem Mantrailing-Hund zum Riechen vorgehalten wird. Anschließend wollen Hädrich und sein Team die betreffende Person im Freien spazieren lassen und sehen, ob der Hund dessen Spur findet.


  Mantrailing beruht auf der Erkenntnis, dass jeder Mensch ein einmaliges Geruchsbild für den Hund darstellt. Dieses Geruchsbild kann von speziell ausgebildeten Mantrailing-Hunden auch nach Monaten noch erkannt und verfolgt werden", berichtet Dr. Hädrich. Deshalb sei der Einsatz dieser speziell ausgebildeten Tiere sowohl für die Abwehr von Gefahren für den Menschen als auch für die Vermisstensuche und für die Suche nach Straftätern sowie die Tatrekonstruktion prädestiniert. In den USA und der Schweiz sind der Einsatz von "Mantrailingteams" seit vielen Jahren ein wichtiger Bestandteil der polizeilichen Einsatzbewältigung und ein alltägliches Einsatzmittel geworden.


  In Deutschland wurde das Thema "Mantrailing" von den Polizeien einiger Bundesländer aufgegriffen und in Form von Projekten in die Praxis umgesetzt - auch in Sachsen. Ermittlungsergebnisse auf dieser Grundlage werden nach den Worten Hädrichs vor Gericht als Beweismittel zugelassen. Viele Anwälte und Richter verlangten jedoch eine wissenschaftliche Untermauerung dieser Methode. "Diesen wissenschaftlichen Hintergrund wollen wir jetzt liefern", beschreibt er das Ziel des etwa einjährigen Forschungsprojekts.


  Einen Einblick in die Arbeit der "Mantrailer" gibt die öffentliche Fortbildungsveranstaltung "Mantrailing - Möglichkeiten und Grenzen im Polizeieinsatz", die am 3. April 2014 von 15:00 bis 16:00 Uhr im Hörsaal des Instituts für Rechtsmedizin, Johannisallee 28 in Leipzig stattfindet. Sie ist öffentlich, richtet sich jedoch vor allem an Polizisten und Juristen. Die Teilnahme ist kostenlos. Interessierte Teilnehmer werden gebeten, sich telefonisch oder per E-Mail bei Dr. Hädrich anmelden.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution232


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Universität Leipzig, Susann Huster, 31.03.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/7575: Münster - Streitgespräche über Gott und die Welt, 8. April bis 8. Juli


  



  Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms- Universität Münster


  Erstmals "Streitgespräche über Gott und die Welt"


  Neues Format des Exzellenzclusters bringt Theologien, Geistes- und Naturwissenschaften ins Gespräch - 100 Jahre evangelische Theologie in Münster - "Kein Fach kann komplexe Zukunftsfragen allein beantworten"


  



  Der Exzellenzcluster "Religion und Politik" der Uni Münster will den Austausch zwischen Theologien, Geistes- und Naturwissenschaften fördern. Dazu lädt er gemeinsam mit der evangelischen Theologie erstmals zur öffentlichen Veranstaltungsreihe "Streitgespräche über Gott und die Welt" ein. Theologe und Dekan Prof. Dr. Reinhard Achenbach vom Vorstand des Exzellenzclusters erläutert: "Unsere Gesellschaften stehen vor grundlegenden politischen, sozialen und ethischen Herausforderungen, wie die Diskussion um Sterbehilfe für Kinder oder die Folgen der Finanzkrise zeigen." Auf solche komplexen Fragen könne kein Fach mehr alleine antworten. "Die Disziplinen sollten gemeinsam darum ringen."


  Bei den Streitgesprächen vom 8. April bis 8. Juli werden dienstags je ein Theologe und ein Nicht-Theologe drängende Zukunftsfragen diskutieren, auch mit dem Publikum. "Der erste Schritt zum interdisziplinären Austausch ist der Streit", so der Forscher. "Ohne Streit gibt es keine Wissenschaft. Er ist ebenso wichtig wie der Zweifel." Die neue Reihe steht im Zentrum des Jubiläumsjahres der Evangelisch-Theologischen Fakultät. Sie feiert ihr 100-jähriges Bestehen, zunächst mit einem Festakt am 24. April im Schloss. Es folgen zahlreiche Vorträge, Konzerte und Tagungen.


  Hirnforschung, Kosmologie, Wirtschaftsethik


  Die Themen der Streitgespräche reichen von den Ursprüngen des Universums und der Hirnforschung über Wirtschaftsethik und Friedenspolitik bis zum Miteinander der Religionen und ihrem Verhältnis zum Atheismus. Eingeladen sind renommierte Forscher der Uni Münster und anderer Hochschulen in Deutschland, Frankreich und der Schweiz: Evangelische, katholische und islamische Theologen debattieren mit Vertretern aus Philosophie, Physik, Medizin, Religionssoziologie und -wissenschaft, Judaistik, Rechts-, Politik- und Wirtschaftswissenschaften. Darunter sind der Freiburger Neurobiologe Prof. Dr. Robert-Benjamin Illing, der Präsident der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE), Landesbischof Friedrich Weber, die Münsteraner Medizinethikerin Prof. Dr. Bettina Sch öne-Seifert, der Münsteraner Physiker Prof. Dr. Markus Donath, der Grünen-Politiker und Experte für Friedenspolitik, Winfried Nachtwei, und Dr. Michael Schmidt-Salomon vom Vorstand der Giordano-Bruno- Stiftung.


  "Das Verhältnis zwischen Theologie und Nicht-Theologie - zwischen bekenntnisgebundener und bekenntnisneutraler Forschung - ist nicht spannungsfrei, der Austausch dafür aber umso spannender", so Alttestamentler Reinhard Achenbach. "Die einen blicken von außen auf Religion, die anderen von innen." Dabei gehe es Theologen nicht darum, anderen Wissenschaftlern ihr Weltbild vorzuschreiben. Vielmehr bestehe die Chance, dass die Fächer gegenseitig voneinander lernen: "Bibelexegeten könnten ohne geschichtswissenschaftliche Methoden nicht arbeiten, Pastoraltheologen nicht ohne die Einsichten der Psychologie." Umgekehrt fragten Ökonomen, auch in Folge der Wirtschaftskrise, zunehmend die Expertise von Theologen nach, etwa zum Thema internationale Gerechtigkeit.


  "Die Medizin wiederum hat ungeheure Fortschritte gemacht, Leben zu verlängern", so der Theologe. "Doch bei Entscheidungen am Lebensende stößt sie an Grenzen und sucht das Gespräch mit der Ethik." Auch in der Hirnforschung könnten Fächer sich ergänzen. "In der Regel beschreiben Naturwissenschaftler nicht das Übersinnliche", so Prof. Achenbach. "Aber seit einigen Jahren interessieren sich Neurologen für den Ursprung von Religion, sie untersuchen physiologische Reaktionen auf religiöse Erfahrungen." Auch hier könne der Dialog mit Theologen neue Perspektiven bieten. "Der Mensch ist nicht nur ein biologisches Wesen, er hat auch soziale, psychologische und religiöse Merkmale." Hier bestehe noch "viel Gesprächsbedarf".


  Die Streitgespräche sind dienstags von 18.15 bis 19.45 Uhr in Hörsaal F1 im Fürstenberghaus am Domplatz 20-22 in Münster zu hören, am Platz der regelmäßigen Ringvorlesung des Exzellenzclusters "Religion und Politik". Das neue Format trägt den Untertitel "Disputationen zwischen Theologie, Natur- und Gesellschaftswissenschaften". (vvm/ska)


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution1807


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen

  Wilhelms-Universität Münster, Viola van Melis, 31.03.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/7574: Bayreuth - Zukunftsforum "Recht und Moral" am 4. April 2014


  



  Universität Bayreuth


  Zukunftsforum "Recht und Moral" am 4. April 2014


  Öffentliches Symposium mit hochkarätigen Festgästen - Interessierte sind herzlich willkommen!


  



  Die Universität und die Stadt Bayreuth haben 2008 mit dem "Zukunftsforum: Wissenschaft-Kultur-Gesellschaft" eine gemeinsame Plattform gegründet, um zukunftsträchtige Themen im Gespräch zwischen Wissenschaft und Partnern aus Kultur, Technik, Wirtschaft und Politik zu reflektieren. In diesem Jahr steht das Thema "Recht und Moral" im Zentrum des Zukunftsforums.


  Termin: Freitag, 4. April 2014 Zeit / Ort: Symposium: 9.30 bis 16.30 Uhr im Gebäude RW I, Hörsaal H 24; Preisverleihung: 18.00 Uhr im Audimax. Campus der Universität Bayreuth, Universitätsstraße 30, 95447 Bayreuth


  Interessierte aus Universität, Stadt und Region sind herzlich eingeladen, am Zukunftsforum teilzunehmen! Weitere Informationen unter www.zukunftsforum.uni-bayreuth.de


  Studierende der Universität Bayreuth erarbeiteten im Vorfeld ein Positionspapier mit Überlegungen, wie rechtmäßiges Verhalten unter dem Vorzeichen von freiwilliger Selbstnormierung hervorgebracht werden kann. Die Expertise der Universität Bayreuth wird durch hochkarätige Gastreferentinnen und -referenten ergänzt:


  Prof. Dr. Dr. Udo di Fabio (Bonn) wird über "Normen für die Wirtschaft: Moralisierung des Rechts oder Verrechtlichung der Moral?" sprechen. Der Referent war bis 2011 Richter des Bundesverfassungsgerichts, dort besonders für Europarecht und Parteiverbotsverfahren zuständig, und ist Professor für Öffentliches Recht an der Universität Bonn. Zuvor lehrte der auch in Soziologie promovierte frühere Sozialrichter an den Universitäten Münster, Trier und München.


  Sylvia Schenk (Frankfurt am Main) wird zum Thema "Fair Play fällt nicht vom Himmel - Über das Verhältnis von Regeln und Moral im Sport" referieren. Die Juristin und ehemalige Leistungssportlerin war eine der Ersten, die Doping im Radsport anprangerte und sich durch ihr beherztes Vorgehen große Verdienste erwarb. Sie gilt als eine der profiliertesten Persönlichkeiten im Kampf gegen Korruption. Von 2007-2010 saß sie Transparency International Deutschland vor. Heute arbeitet sie als Rechtsanwältin.


  Dr. Christine Hohmann-Dennhardt (Stuttgart) wird den Vortrag "Wirtschaftsethik und Recht" halten. Seit 2011 ist Dr. Christine Hohmann-Dennhardt im Vorstand der Daimler AG für den Bereich "Integrität und Recht" (Compliance) verantwortlich. Die promovierte Arbeitsrechtlerin war zunächst Sozialrichterin, dann hessische Ministerin für Justiz, später für Wissenschaft und Kunst. Als Richterin des Bundesverfassungsgerichts (1999-2011) war sie besonders für das Familienrecht zuständig.


  Prof. Dr. Dr. h. c. Richard Schröder (Berlin) wird über das Thema "Überall nach Nutzen suchen ziemt dem freien Menschen nicht" referieren. Der Theologe und Philosoph zählt zu den Gestaltern der deutschen Einheit. Er wirkte zunächst an kirchlichen Hochschulen in der DDR, denen die staatliche Anerkennung versagt blieb. 1990 wurde er in die Volkskammer der DDR gewählt, war Fraktionsvorsitzender der SDP, lange Mitglied in der Grundwertekommission der SPD, im Nationalen Ethikrat, im Rat der EKD und im Vorstand der Deutschen Nationalstiftung. Von 1991-2009 lehrte er Theologie an der Humboldt-Universität zu Berlin.


  "Wilhelmine-von-Bayreuth-Preis für Toleranz und Humanität in kultureller Vielfalt"


  Im Rahmen des öffentlichen Zukunftsforums ehrt die Stadt Bayreuth den evangelischen Geistlichen und Begründer der Leipziger Friedensgebete Christian Führer mit dem "Wilhelmine-von-Bayreuth-Preis für Toleranz und Humanität in kultureller Vielfalt". Die Laudatio auf den Preisträger wird Prof. Dr. Dr. h.c. Margot Käßmann, Theologin und Botschafterin des Rates der EKD für das Reformationsjubiläum 2017, halten.


  "Der Initiator der Montagsgebete hat seine ethisch-religiösen Vorstellungen mit friedlichen Mitteln gegen die herrschende Rechtsordnung gestellt und so dazu beigetragen, dass sich "Moral" gegen das Rechtssystem durchsetzen konnte", erklärt der langjährige frühere Kanzler der Universität Bayreuth, Dr. Ekkehard Beck. Er ist einer der Initiatoren des Zukunftsforums und gehört dessen wissenschaftlichem Beirat an. "Die Stadt Bayreuth hat mit der Ausrichtung ihres Preises einen mutigen Schritt in das 21. Jahrhundert getan. Das "Zukunftsforum" ist so zu einem einmaligen und unverwechselbaren Format für den Dialog von Wissenschaft und Öffentlichkeit geworden".


  Hintergrund


  Steuerhinterziehung von vermeintlich ehrbaren Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, gefälschte Rankingergebnisse anerkannter Publikationsmedien, Doping im Spitzensport, Selbstbedienungsmentalität bei Boni? Wie steht es mit der Befolgung von Recht und Gesetz? Und wie sieht es, jenseits der Strafverfolgungsparagraphen, mit Sitte und Anstand aus? Ist denn wirklich alles erlaubt, was nicht explizit verboten ist? Ist das gesellschaftliche Bewusstsein für Recht und Moral abhandengekommen?


  An der Universität Bayreuth werden diese brisanten und hochaktuellen Fragen, für die sich fast täglich neue Beispiele finden lassen, mit wissenschaftlicher Expertise und im Dialog mit der interessierten Öffentlichkeit diskutiert und Antworten gegeben. Die Federführung für das Programm des Zukunftsforums 2014 hat Prof. Dr. Oliver Lepsius, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Allgemeine und Vergleichende Staatslehre der Universität Bayreuth, übernommen.


  Auch die neue Ausgabe des Universitätsmagazins SPEKTRUM ist dem Thema "Recht und Moral" gewidmet; die Hefte liegen für jedermann zur Veranstaltung aus. Die Online-Version zum Blättern und Download steht bereits auf der Homepage der Universität Bayreuth www.uni-bayreuth.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution4


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Universität Bayreuth, Brigitte Kohlberg, 27.03.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  AKTION/1743: Urgent Action - Bahrain, Verfahrenswiederaufnahme trotz Foltervorwürfen


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-232/2013-1, AI-Index: MDE 11/012/2014, Datum: 28. März 2014 - ar


  Bahrain

  Verfahrenswiederaufnahme trotz Foltervorwürfen


  



  Frau NAFEESA AL-'ASFOOR

  Frau RAYHANA AL-MOUSAWI


  Das Verfahren gegen zwei Frauen, die im Rahmen einer Protestveranstaltung gegen den Grand Prix 2013 versucht hatten, sich Zutritt zu der Formel-1-Rennstrecke zu verschaffen, wurde am 25. März wieder aufgenommen. Eine der beiden Frauen war bereits in einem separaten Fall zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. Beide sagten vor Gericht aus, gefoltert worden zu sein.


  Das Verfahren gegen Nafeesa al-'Asfoor und Rayhana al-Mousawi begann am 12. Dezember 2013 und wurde am 25. März vor dem Hohen Strafgericht wieder aufgenommen. Beiden Frauen wird auf der Grundlage des Antiterrorgesetzes "Besitz von Sprengkörpern" und "Vorsatz terroristischer Handlungen" vorgeworfen. Sie hatten 2013 versucht, sich im Rahmen einer Protestveranstaltung gegen den Grand Prix Zutritt zu der Formel-1-Rennstrecke zu verschaffen. Nafeesa al-'Asfoor und Rayhana al-Mousawi weisen die Vorwürfe von sich. Rayhana al-Mousawi sagte bei einer Anhörung am 12. Januar aus, während des Verhörs gefoltert und zur Unterzeichnung eines "Geständnisses" gezwungen worden zu sein. Darüber hinaus soll sie ausgesagt haben, sich bei der Staatsanwaltschaft über ihre Behandlung beschwert zu haben, woraufhin ein Angehöriger der Staatsanwaltschaft ihr mit weiteren Verhören drohte, wenn sie die "Geständnisse" nicht unterschreibe. Berichten zufolge forderte der Richter sie daraufhin auf, den Saal zu verlassen, statt die Foltervorwürfe zu untersuchen. Bei der Anhörung am 25. März gaben die ZeugInnen der Verteidigung ihre Aussagen ab, und das Verfahren wurde auf den 16. April vertagt. Nafeesa al-'Asfoor und Rayhana al-Mousawi haben offiziell Beschwerde bei der Sonderermittlungseinheit (Special Investigation Unit - SIU) und der Ombudsstelle des Innenministeriums eingelegt und gefordert, dass ihre Folter- und Misshandlungsvorwürfe untersucht werden. Die SIU hat beide Frauen offenbar zu den Vorwürfen vernommen, allerdings sind bisher noch keine Ergebnisse veröffentlicht worden und niemand ist in Verbindung mit den Vorwürfen zur Verantwortung gezogen worden.


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  Im Vorfeld des Formel-1-Rennens in Bahrain im April 2013 kam es zwischen Protestierenden und Sicherheitskräften zunehmend zu Zusammenstößen, die sich auch während der Veranstaltung fortsetzten. Zahlreiche Personen wurden festgenommen. Am 24. April sagte die Regierung Bahrains einen geplanten Besuch des damaligen UN-Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe Juan Mendez zum zweiten Mal innerhalb von zwei Jahren ab.


  Rayhana al-Mousawi wurde gemeinsam mit 49 Männern am 30. September 2013wegen Verbindungen zur "Koalition 14. Februar" verurteilt. Einige der Angeklagten erhielten Haftstrafen von bis zu 15 Jahren. Rayhana al-Mousawi wurde wegen "Mitgliedschaft in und Teilhabe an den Aktivitäten einer terroristischen Organisation [der "Koalition 14. Februar"]" zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt. Amnesty International hat sich damals besorgt über das Gerichtsverfahren gezeigt, das den internationalen Standards für faire Verfahren bei Weitem nicht genügte.


  Viele der Angeklagten gaben an, gefoltert worden zu sein, manchmal auch mit Elektroschocks, um sie zu einem "Geständnis" zu zwingen. Statt die Foltervorwürfe zu untersuchen, verwendete das Gericht ihre "Geständnisse" als Beweise gegen sie. Zudem waren die Angeklagten ohne Haftbefehl festgenommen worden. Einige von ihnen wurden offenbar mit Gewalt von zuhause abgeholt, nachdem die Sicherheitskräfte die Haustür eingetreten hatten. Die Rechtsbeistände der Angeklagten legten vor Gericht Beschwerde ein, weil sie ihre MandantInnen nicht besuchen durften. Die Verteidigung durfte keine ZeugInnen aufrufen, und einige ZeugInnen der Staatsanwaltschaft sagten offenbar ebenfalls nicht vor Gericht aus, was der Verteidigung das Recht verwehrte, diese ZeugInnen ins Kreuzverhör zu nehmen. Einige der Angeklagten verbüßten bereits Haftstrafen oder waren wegen anderen Fällen in Untersuchungshaft und wurden vor Gericht gestellt, ohne zu wissen, dass neue Anschuldigungen gegen sie vorlagen. Sie waren bei diesem Verfahren de facto nicht durch Rechtsbeistände vertreten. Einer der Angeklagten, 'Abd 'Ali Khair, wurde offenbar zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt, nur weil er eine E-Mail weitergeleitet hatte, die eine Aussage der "Koalition 14. Februar" enthielt. Im März 2014 stufte die bahrainische Regierung die "Koalition 14. Februar" gemeinsam mit zwei weiteren Gruppen als terroristische Organisation ein. Zuvor waren drei Polizeibeamte durch eine Bombenexplosion getötet worden.


  

  SCHREIBEN SIE BITTE


  FAXE, TWITTERNACHRICHTEN ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN


  
    	Bitte stellen Sie dringend sicher, dass in dem Verfahren gegen Nafeesa al-'Asfoor und Rayhana al-Mousawi keine Aussagen, die mutmaßlich unter Folter gemacht wurden, als Beweise gegen sie verwendet werden. Lassen Sie zudem alle Anklagen fallen, die lediglich mit der friedlichen Wahrnehmung ihres Rechts auf Meinungs- und Vereinigungsfreiheit in Verbindung stehen.


    	Leiten Sie bitte umgehend eine unabhängige und unparteiische Untersuchung der Vorwürfe ein, Nafeesa al-'Asfoor und Rayhana al-Mousawi seien gefoltert und anderweitig misshandelt worden, veröffentlichen Sie die Ergebnisse und stellen Sie die Verantwortlichen vor Gericht.

  


  

  APPELLE AN


  KÖNIG

  Shaikh Hamad bin 'Issa Al Khalifa

  Office of His Majesty the King

  P.O. Box 555

  Rifa'a Palace

  al-Manama, BAHRAIN

  (Anrede: Your Majesty / Majestät)

  Fax: (00 973) 1766 4587


  INNENMINISTER

  Shaikh Rashid bin 'Abdullah Al Khalifa

  Ministry of Interior

  P.O. Box 13

  al-Manama, BAHRAIN

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  Fax: (00 973) 1723 2661

  Twitter: @moi_Bahrain


  

  KOPIEN AN


  MINISTER FÜR JUSTIZ UND ISLAMISCHE ANGELEGENHEITEN

  Shaikh Khalid bin Ali Al Khalifa

  Ministry of Justice and Islamic Affairs

  P.O. Box 450

  al-Manama

  BAHRAIN

  Fax: (00 973) 1753 1284

  E-Mail: minister@justice.gov.bh

  Twitter: @Khaled_Bin_Ali


  BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS BAHRAIN

  S. E. Herrn Ebrahim Mohmood Ahmed Abdulla

  Klingelhöfer Str. 7

  10785Berlin

  Fax: 030-8687 7788

  E-Mail: info@bahrain-embassy.de oder über die Website

  http://www.bahrain-embassy.de/kontakt/


  

  Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 9. Mai 2014 keine Appelle mehr zu verschicken.


  Weitere Informationen zu UA-232/2013 (MDE 11/034/2013, 21. August 2013)


  

  PLEASE WRITE IMMEDIATELY


  
    	Urging the authorities to ensure no statements marred by allegations of torture are used as evidence against Nafeesa al-'Asfoor and Rayhana al-Mousawi in their trial, and drop any charges against them that stem solely from their peaceful exercise of their rights to freedom of expression and association.


    	Urging them to ensure there is a prompt, independent and impartial investigation into Nafeesa al-'Asfoor and Rayhana al-Mousawi's allegations of torture and other ill-treatment, publish the results and bring those responsible to justice.

  


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG


  Die "Koalition 14. Februar" ist eine Bewegung mehrerer bahrainischer Jugendgruppen, die nach dem Tag benannt wurde, an dem 2011 die Unruhen begannen, und die von nicht namentlich bekannten Menschen getragen wird, die Proteste überwiegend über soziale Medien im Internet organisieren.


  Mehr als drei Jahre nach dem Aufstand in Bahrain und den angekündigten Reformen befinden sich immer noch gewaltlose politische Gefangene in Haft - darunter auch Demonstrierende, die während der Proteste festgenommen wurden. Die Rechte auf freie Meinungsäußerung sowie Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit werden weiterhin unterdrückt. In den vergangenen Monaten wurde gewaltlosen politischen Gefangenen nicht nur die Freilassung verwehrt, es ist sogar vermehrt zu Inhaftierungen von Personen gekommen, die auf Twitter oder bei Demonstrationen friedlich ihre Meinung geäußert haben. Bahrainische Gerichte scheinen stärker darauf bedacht zu sein, sich der Regierung anzupassen, als wirksame Rechtsmittel für BahrainerInnen anzubieten und die Rechtsstaatlichkeit aufrechtzuerhalten.


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-232/2013-1, AI-Index: MDE 11/012/2014, Datum: 28. März 2014 - ar

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2014


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  AKTION/1742: Urgent Action - Ägypten, 528 Todesurteile


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-075/2014, AI-Index: MDE 12/016/2014, Datum: 28. März 2014 - bs


  Ägypten

  528 Todesurteile


  



  528MÄNNER, die zum Tode verurteilt wurden


  Ein ägyptisches Gericht hat 528 Männer zum Tode verurteilt. Die meisten Todesurteile in dem in höchstem Maße unfairen Verfahren ergingen in Abwesenheit der Angeklagten. In den vergangenen Jahren sind noch nie in einem einzigen Fall so viele Todesurteile verhängt worden.


  Vor einem Gericht in der Stadt Minya in Oberägypten fand zwischen dem 22.und 24. März ein Verfahren gegen 545 Personen statt, die wegen "Mordes an einem Polizisten", "versuchten Mordes an zwei Polizisten", "Brandstiftung in der Polizeiwache von Mattay im Gouvernement Minya und Diebstahls von Schusswaffen von dort am 14. August 2013" sowie wegen "Mitgliedschaft in einer verbotenen Gruppierung" unter Anklage standen. Am 24. März verurteilte das Gericht 528 der Angeklagten zum Tode.


  Obwohl sich 118 der Angeklagten in Haft befanden, teilten die Rechtsbeistände Amnesty International mit, dass nur 64 der Angeklagten im Gerichtssaal anwesend waren, als das Verfahren am 22. März eröffnet wurde. Die Verhandlung dauerte lediglich 30 Minuten. Der Staatsanwalt verlas die Anklage nicht, obwohl dies nach ägyptischem Recht erforderlich ist. Zudem erlaubte der Richter weder, dass die Verteidigung ZeugInnen ins Kreuzverhör nahm, noch prüfte er die gegen die Angeklagten vorgebrachten Beweise. Die Verteidigung beantragte zusätzliche Zeit, um die 3070 Seiten umfassenden Prozessakten durcharbeiten zu können. Diesen Antragt lehnte der Richter jedoch ab und erklärte, er werde das Urteil bereits am 24. März verkünden. Als daraufhin einige der Verteidiger mit dem Richter diskutierten, weil sie über die Art, wie er das Verfahren leitete, verärgert waren, und einen anderen Richter forderten, wies der Richter das bewaffnete Gerichtspersonal an, die Verteidiger zu umstellen.


  Das Verfahren wurde am 24. März fortgesetzt. Es waren jedoch weder die Angeklagten anwesend, die nicht zum Gericht gebracht wurden, noch die Rechtsbeistände, denen der Zugang zum Gericht untersagt war. Der Richter leitete die Entscheidung über 528 der Angeklagten an den höchsten Religionsvertreter, den Großmufti, weiter. Nach ägyptischem Recht muss der Großmufti bei allen Todesurteilen, die von Strafgerichten verhängt werden, um Rat gefragt werden. Die Meinung des Großmuftis ist allerdings nicht rechtsverbindlich für das Gericht. Der Richter wird sein endgültiges Urteil am 28. April verkünden.


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  In Berichten über die am 24. März verhängten Todesurteile wird die Zahl oftmals mit 529 angegeben, laut den Gerichtsunterlagen handelt es sich jedoch um 528 Männer, die zum Tode verurteilt worden sind. Diese Zahl haben auch einige Rechtsbeistände Amnesty International bestätigt.


  Der Großmufti muss alle Todesurteile überprüfen, die von Strafgerichten verhängt werden, seine Meinung gilt allerdings lediglich als Empfehlung. Wenn ein Richter ein Todesurteil verhängt hat, nachdem er dem Mufti ausreichend Zeit zur Beratung eingeräumt hat, können die Verurteilten beim Kassationsgericht, dem obersten Gericht, Rechtsmittel einlegen. Die gesetzlichen Vorschriften in Ägypten erlauben Personen, die in Abwesenheit verurteilt wurden, das Recht auf ein Wiederaufnahmeverfahren.


  UnterstützerInnen des abgesetzten Präsidenten Mursi gingen am 14. August 2013 auf die Straße, nachdem die Sicherheitskräfte Pro-Mursi-Sitzstreiks im Bezirk Rabaa al-Adawiya von Nasr City und auf dem al-Nahda-Platz in Gizeh mit Gewalt aufgelöst hatten. In den darauffolgenden Tagen starben mehrere hundert Menschen, als die Sicherheitskräfte exzessive Gewalt, darunter auch Gewalt mit Tötungsabsicht, einsetzten, um Proteste aufzulösen. Danach griffen einige AnhängerInnen von Mohammed Mursi Regierungsgebäude, Polizeiwachen und Sicherheitskräfte an. Bei einigen dieser Angriffe wurden PolizistInnen gefangengenommen, geschlagen oder sogar getötet. In einem kürzlich veröffentlichten Bericht des Nationalen Menschenrechtsrats von Ägypten heißt es, dass bei gewaltsamen Zusammenstößen im gesamten Land zwischen dem 14. und 17.August 2013 insgesamt 64 Angehörige der Sicherheitskräfte getötet wurden. Allein in Rabaa al-Adawiya seien zusätzlich acht Sicherheitskräfte ums Leben gekommen. Auch Kirchen, Wohnungen und Geschäfte koptischer Christen wurden zur Zielscheibe von Angriffen. Amnesty International wendet sich in allen Fällen gegen die Todesstrafe, weil sie die grausamste, unmenschlichste und erniedrigendste Form der Strafe darstellt sowie die Verletzung des Rechts auf Leben ist. Die ägyptischen Behörden veröffentlichen keine Zahlen über Todesurteile oder Hinrichtungen, obwohl Amnesty International dies seit Jahren immer wieder einfordert. Amnesty International vorliegenden Informationen zufolge haben Gerichte in Ägypten im Jahr 2013 mindestens 109 Todesurteile verhängt, 2012 waren es wenigstens 91 und 2011 mindestens 123. Zwischen Februar und März 2014haben ägyptische Gerichte mindestens 532 Männer zum Tode verurteilt.


  Nach Kenntnis von Amnesty International wurde zuletzt im Oktober 2011 ein Todesurteil vollstreckt. Damals wurde ein Mann wegen der Ermordung von sechs koptischen Christen und einem muslimischen Polizisten im Januar 2010 durch den Strang hingerichtet.


  

  SCHREIBEN SIE BITTE


  FAXE, E-MAILS UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN


  
    	Bitte treten Sie dafür ein, dass die am 24. März verhängten 528 Todesurteile aufgehoben werden, und ordnen sie neue Gerichtsverfahren an, die den internationalen Standards für faire Prozesse entsprechen und in denen die Todesstrafe ausgeschlossen ist.


    	Bitte wandeln Sie alle bestätigten Todesurteile in Haftstrafen um und verfügen Sie ein Hinrichtungsmoratorium, als ersten Schritt hin zur vollständigen Abschaffung der Todesstrafe.

  


  

  APPELLE AN


  JUSTIZMINISTER

  Nayer Abdel-Moneim Othman

  Minister of Justice

  Ministry of Justice

  Cairo

  ÄGYPTEN

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  Fax: (00 202) 2 7958103

  E-Mail: mojeb@idsc.gov.eg


  ÜBERGANGSPRÄSIDENT

  Adly Mahmoud Mansour

  Office of the President

  Al Ittihadia Palace

  Cairo

  ÄGYPTEN

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  Fax: (00 202) 2 391 1441


  STAATSANWALT

  Hesham Mohamed Zaki Barakat

  Office of the Public Prosecutor

  Supreme Court House, 1 "26 July" Road

  Cairo

  ÄGYPTEN

  (Anrede: Dear Counsellor / Sehr geehrter Herr Staatsanwalt)

  Fax: (00 202) 2 577 4716 oder

  (00202) 2 575 7165

  (nur während der Bürozeiten, MEZ +1)


  

  KOPIEN AN


  BOTSCHAFT DER ARABISCHEN REPUBLIK ÄGYPTEN

  S. E. Herrn Mohamed Abdelhamid Ibrahim Higazy

  Stauffenbergstraße 6-7, 10785 Berlin

  Fax: 030-477 1049

  E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de


  

  Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 9. Mai 2014 keine Appelle mehr zu verschicken.


  

  PLEASE WRITE IMMEDIATELY


  
    	Urging the Egyptian authorities to overturn the 528 death sentences handed down on 24 March and order retrials that rigorously adhere to international standards for fair trial without recourse to the death penalty.


    	Calling on them to commute all confirmed death sentences, and establish a moratorium on executions, as a first step towards abolition.

  


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG


  Der Richter, der am 24. März die 528 Männer zum Tode verurteilte, wird ein weiteres Gerichtsverfahren gegen 683 Angeklagte leiten, darunter auch ein führendes Mitglieder der Muslimbruderschaft. Die Anklagen stehen im Zusammenhang mit Angriffen auf die Polizeistation Adwa in Minya am 14. August 2013. Rechtsbeistände haben gegenüber Amnesty International ihre Befürchtung geäußert, dass auch in diesem Fall Todesurteile verhängt werden.


  Ägypten ist Vertragsstaat des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte. In dessen Artikel 14 ist das Recht auf ein faires und öffentliches Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen, unparteiischen und gesetzlich legitimierten Gericht vorgeschrieben. Zudem garantiert dieser Artikel jedem Angeklagten das Recht über Art und Grund der Anklage unterrichtet zu werden, hinreichend Zeit und Gelegenheit zu Vorbereitung seiner Verteidigung zu haben, das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und das Recht, BelastungszeugInnen zu befragen oder befragen zu lassen.


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-075/2014, AI-Index: MDE 12/016/2014, Datum: 28. März 2014 - bs

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 3. April 2014


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  AKTION/1741: Briefe gegen das Vergessen, März 2014


  



  www.amnesty.de/briefe-gegen-das-vergessen


  Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats März 2014


  - Aserbaidschan - Bakhtiyar Guliyev, Mahammad Azizov und Shahin Novruzlu

  - Mauretanien - 14 Häftlinge des Zentralgefängnisses

  - Belarus - Mykalau Statkevich


  



  Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert, getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere Solidarität, unseren Einsatz!


  Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme Anzahl.


  Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie sich an den Briefen gegen das Vergessen!


  

  ASERBAIDSCHAN

  

  Bakhtiyar Guliyev, Mahammad Azizov und Shahin Novruzlu


  Bakhtiyar Guliyev und Mahammad Azizov sowie der 17-jährige Shahin Novruzlu wurden im März 2013 festgenommen, nachdem sie regierungskritische Proteste organisiert hatten. Die gegen die Männer erhobenen Vorwürfe lauteten auf illegalen Drogen- und Waffenbesitz. Die Polizei durchsuchte später ihre Wohnungen und gab an, dort Drogen und Molotowcocktails gefunden zu haben. Die Familien von Bakhtiyar Guliyev, Mahammad Azizov und Shahin Novruzlu beteuern jedoch, dass diese Gegenstände dort nachträglich deponiert wurden.


  Im September 2013 wurde gegen Bakhtiyar Guliyev, Mahammad Azizov und Shahin Novruzlu sowie fünf weitere Mitglieder der Jugendorganisation NIDA, die sich für politische und soziale Reformen in Aserbaidschan einsetzt, Anklage erhoben. Ihnen wird unter anderem die "Absicht, öffentliche Unruhen zu organisieren" und die "Absicht des Einsatzes von Molotowcocktails" bei einer Demonstration am 10. März 2013 zur Last gelegt. Diese Protestveranstaltung verlief jedoch friedlich, bis die Polizei unverhältnismäßige Gewalt anwandte, um sie aufzulösen. Lokale Menschenrechtsgruppen berichteten, dass mehr als 90 der etwa 1.000 Protestierenden nach der Demonstration festgenommen oder misshandelt worden sind.


  Bakhtiyar Guliyev, Mahammad Azizov und Shahin Novruzlu gaben an, während ihrer ersten Befragung geschlagen worden zu sein und ihre Aussage nur unter körperlichen Misshandlungen und psychischem Druck gemacht zu haben. Shahin Novruzlu, der zur Zeit der Festnahme minderjährig war, nannte den Namen des für seinen Missbrauch Verantwortlichen und sagte: "Bei meinem Verhör waren meine Eltern nicht anwesend. Ich wurde geschlagen und brach mir vier Zähne."


  Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Präsidenten von Aserbaidschan und fordern Sie ihn auf, die Jugendaktivisten umgehend und bedingungslos freizulassen, da es sich bei ihnen um gewaltlose politische Gefangene handelt, die lediglich wegen der friedlichen Ausübung ihrer Rechte auf Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit inhaftiert sind. Bitten Sie zudem höflich darum, umgehend eine unparteiische und wirksame Untersuchung der Folter- und Misshandlungsvorwürfe einzuleiten und die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.


  Schreiben Sie in gutem Aserbaidschanisch, Russisch, Englisch oder auf Deutsch an:

  President

  Ilham Aliyev

  Office of the President of the Republic of Azerbaijan

  18 Istiqlaliyyat Street

  Baku AZ1066

  ASERBAIDSCHAN

  (Anrede: Dear President / Sehr geehrter Herr Präsident)


  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,75 EUR)


  Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

  Botschaft der Republik Aserbaidschan

  S. E. Herrn Parviz Shahbazov

  Hubertusallee 43, 14193 Berlin

  Fax: 030 - 21 91 61 52

  E-Mail: berlin@mission.mfa.gov.az


  

  MAURETANIEN

  

  14 Häftlinge des Zentralgefängnisses


  El Khadim Ould Semane, Sidi Ould Sidna, Mohamed Ould Chabarnou, Maarouf Ould Haiba, Mohamed Abdellahi Ould Ahmednah Ould Mohamed Salem, Mohamed Ould Abdou, Abderrahmane Ould Areda, Mohamed Ould Chbih, Amar Ould Mohamed Saleh, Taghi Ould Youssouf, Salem Ould Hemmod, Tiyeb Ould Saleck, Mohamed Mahmoud Ould Sebty dit Dahoud Sebty und Mohamed Khaled.


  Am 23. Mai 2011 wurden 14 Häftlinge des Zentralgefängnisses in der mauretanischen Hauptstadt Nouakchott aus ihren Zellen geholt. Seither sind sie "verschwunden". Die Männer waren wegen terroristischer Vergehen inhaftiert. Mindestens sechs von ihnen hatten Amnesty International zuvor berichtet, dass sie gefoltert worden seien und keinen Zugang zu einem Rechtsbeistand, ihrer Familie oder ärztlicher Versorgung hatten.


  Um 3 Uhr nachts sollen Sicherheitskräfte mit verhüllten Gesichtern in das Gefängnis gekommen sein. Berichten zufolge hatten sie eine Liste bei sich. "Sie lasen nacheinander die Namen vor und forderten die Gefangenen auf, mitzukommen. Niemand wusste warum", sagte ein Mitgefangener Amnesty International. Angehörige der Militärpolizei nahmen die 14 Männer daraufhin mit.


  Ohne weitere Erklärung wurden den Familienangehörigen der Männer einen Monat später deren persönliche Gegenstände ausgehändigt, darunter Matratzen, Kleidung und Bücher.


  Nach mehr als zwei Jahren der Ungewissheit haben die Familien der 14 Männer vor Kurzem Briefe von ihnen erhalten. Allerdings weigern sich die Behörden weiterhin, Informationen über den Verbleib der Männer und den Grund ihres "Verschwindens" preiszugeben. Amnesty-Mitarbeiter Gaëtan Mootoo hat sich kürzlich mit den Familien getroffen: "Wir konnten ihnen ihre Verzweiflung ansehen. Viele haben aus Angst um ihre Angehörigen kaum ein Wort herausgebracht."


  Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den mauretanischen Präsidenten, in denen Sie ihn auffordern, den Aufenthaltsort der 14 Gefangenen offenzulegen. Bitten Sie darum, dass die Gefangenen umgehend Kontakt zu ihren Familien und Rechtsbeiständen sowie die erforderliche medizinische Versorgung erhalten.


  Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch an:

  General Mohamed Ould Abdel Aziz

  President of the Islamic Republic of Mauritania

  Secretary of the President, Ely Kyakh, Presidency

  BP 184 Nouakchott

  MAURETANIEN

  (korrekte Anrede: Your Excellency / Exzellenz)


  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: EUR 0,75)


  Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

  Botschaft der Islamischen Republik Mauretanien

  S. E. Herrn Bebbe Ould Mohamed M'Bareck

  Kommandantenstr. 80, 10117 Berlin

  Fax: 030 - 20 67 47 50

  E-Mail: ambarim.berlin@gmx.de


  

  BELARUS

  

  Mykalau Statkevich


  Mykalau Statkevich wandte sich gegen die Regierung von Präsident Lukaschenko, indem er 2010 als Präsidentschaftskandidat gegen ihn antrat. Im Mai 2011 verurteilte ein Gericht den Oppositionellen wegen der "Organisation von Massenunruhen" zu sechs Jahren Haft. Mykalau Statkevich befindet sich seitdem im Gefängnis.


  Er wurde zunächst in einem Sägewerk der Strafkolonie Nr. 17 eingesetzt und dann im Januar 2012 wegen mutmaßlichen Regelverstoßes in das strenger geführte Gefängnis Nr. 4 verlegt. Nach nur einem Monat gab die Gefängnisleitung an, Mykalau Statkevich habe Selbstmordabsichten entwickelt. Für den Wahrheitsgehalt dieser Aussage gibt es keinerlei Beweise, und die Familie von Mykalau Statkevich befürchtet, dass die Gefängnisbehörden sich dies als Vorwand zurechtgelegt haben, sollte ihm während der Haft etwas zustoßen.


  Seine Frau Marina Adamovich darf ihn pro Jahr nur für vier Stunden besuchen und einmal im Monat mit ihm telefonieren. Sie sagte Amnesty International: "Obwohl ich ständig darauf warte, kommen die Anrufe immer unerwartet. Er versucht zu sagen, dass es ihm gut geht, oder dass ich Informationen an Angehörige anderer Gefangener weitergeben soll. Es ist immer unglaublich emotional und ich freue mich jedes Mal sehr."


  Bitte schreiben Sie Mykalau Statkevich eine Karte oder einen kurzen Brief ins Gefängnis, um Ihre Solidarität zu zeigen. Sie können ihm z.B. schreiben, dass Sie an ihn denken und ihm viel Kraft wünschen, um diese schwierige Zeit durchzustehen.


  Sie können gerne auf Deutsch schreiben:

  Mykalau Statkevich

  Prison No.4,

  99a Krupskaya Street,

  Mahiliou, 212011

  BELARUS


  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,75 EUR)


  In diesem Fall wird ausschließlich der Betroffene angeschrieben. Es gehen keine Appellschreiben an die Behörden.


  *


  Quelle:

  www.amnesty.de/briefe-gegen-das-vergessen

  Herausgeber: amnesty international

  Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

  Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de
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  AUTOREN/048: Salut für Arno Schmidt und Alfred Andersch (NG/FH)


  



  Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 1+2/2014


  Zwei Hundertjährige

  Salut für Arno Schmidt und Alfred Andersch


  von Hanjo Kesting


  



  Dass er, wie sein Freund und Förderer Alfred Andersch ihm nachrief, "einer der größten Meister deutscher Sprache und Dichtung" war, ist erst spät ins öffentliche Bewusstsein gedrungen - als nämlich die Verleger, Schmidts lebenslänglicher Gram, sich postum um ihn zu streiten begannen. Die Konjunktur des Schriftstellers begann im Gerichtssaal. Heute ist er längst in das Dichterelysium eingezogen, das er einst nicht ohne Ironie beschrieben hat.


  Arno Schmidt, geboren im Januar 1914 in Hamburg, früh zum Schreiben, aber (kriegsbedingt) spät zum literarischen Publizieren gekommen, lange Zeit wenig gelesen, ein Geheimschreiber, öffentlich umstritten, früh bewundert und propagiert von wenigen Eingeweihten, ein grimmiger Humorist und unstillbarer Aufklärer, ein Wortwerker und Magier, bibliomaner Schatzgräber und Wünschelrutengänger im babylonischen Bücherturm, norddeutsch-provinziell und kosmopolitisch, unermüdlich schweifend zwischen den Polen des Populären und des Hermetischen, zwischen Jules Verne und James Joyce, Karl May und Edgar Poe, ein Großmeister der Übersetzungskunst und Virtuose der Sprache, Fürst und leibeigener Sklave in seinem Reich, der Litteratur, die er stets mit zweifachem tt, nach lateinisch "littera", der Buchstabe, schrieb: Arno Schmidt war schon zu Lebzeiten eine Legende, als Sonderling und Solipsist in der Heide, als siebenfach versiegelter Großschriftsteller von einem fernen, doch leuchtkräftigen literarischen Planeten.


  Seine Bücher, heute begehrte Objekte und bibliophile Raritäten, galten einst als ebenso schwer zugänglich wie der Autor selbst hinter den Zäunen und Hecken seiner Bargfelder Enklave. Undurchdringlich erschien auch die Dornenhecke der Deutungen, die das Heer der Interpreten um sein Werk errichtet hatte. Heute beschert uns die Bargfelder Ausgabe die originalen Texte seiner Werke, auch jener Bücher, in denen früher der Hochmut oder Kleinmut der Zensoren wütete, und eine Stiftung, gegründet von Alice Schmidt, der Witwe des Schriftstellers, und dem Schmidt-Bewunderer Jan Philipp Reemtsma, hütet den heiligen Hort. Arno Schmidt, Prophet seiner selbst, schrieb aus Anlass des Steinernen Herzens: "... wahrscheinlich wird dereinst der Augenblick kommen, wo man die Kreditive für die Textvarianten verlangt". Der Augenblick ist längst da, und nicht nur Textvarianten, auch Miszellen und sogenannte "Juvenilia" sowie Fotoarbeiten beflügeln ein Unternehmen, bei dem vormals selbst mit Geniestreichen das tägliche Brot nicht zu verdienen war.


  Ein Gegenstand lebenslanger Beschäftigung für Schmidt war der Großschriftsteller der deutschen Literatur Karl May. Der meistgelesene aller deutschen Autoren, oft geringgeschätzt, hat immer gewichtige Fürsprecher gehabt: Ernst Bloch, Carl Zuckmayer, Hans Wollschläger oder eben Arno Schmidt. Dessen Verhältnis zu dem Produktionsgenie aus Radebeul war zwiespältig. Schmidt hat Bewunderndes und drastisch Abfälliges über May gesagt, aber auffällig bleibt unabhängig von aller Bewertung, dass Schmidt sich mit keinem anderen Autor so ausführlich und kontinuierlich auseinandergesetzt hat wie mit dem Erfinder von Old Shatterhand und Winnetou, Kara ben Nemsi und Hadschi Halef Omar. Es macht ja auch keine geringe Mühe, die 70 Bände der Karl May-Gesamtausgabe mit kritischen Augen zu durchpflügen. Nicht weniger als zehn Aufsätze, Glossen, kritische Streifzüge und Funkdialoge hat Arno Schmidt Karl May gewidmet. Die Gründe dafür wird man mindestens ebenso in der Faszination des Lesers Arno Schmidt zu suchen haben wie in seinem Bemühen, die Rolle Karl Mays im Seelenhaushalt der Nation zu ergründen. Im deutschen "Normalgehirn", schrieb er, finde man neben Karl dem Großen und dem alten Fritz, neben Schneewittchen und den sieben Zwergen unweigerlich auch Old Shatterhand vor. Man darf vermuten, dass auch in seinem - Schmidts - deutschen Mehr-als-normal-Gehirn Old Shatterhand eine wichtige Rolle spielte.


  Sein Weg zum Ruhm war lang, den Erfolg hat er nicht erlebt, die Lebensform war entsprechend eingeschränkt. Lange Jahre musste er von Brotarbeiten für den Rundfunk leben. Die meisten davon entstanden in den 50er und frühen 60er Jahren, überwiegend beim damaligen Süddeutschen Rundfunk in Stuttgart, wo Alfred Andersch, der Jahrgangsgenosse, als Redakteur tätig war und Schmidts Arbeit unermüdlich zu fördern suchte. Notgedrungen wurde Schmidt zum "Funkautor": Im Nachprogramm durfte man "schwierig" sein. Doch ist bei der sogenannten Brotarbeit etwas Einzigartiges entstanden: eine "Funkliteratur" von großem Reiz und medialer Eigenart - rund drei Dutzend Dialoge und Debatten, Streitgespräche und Wechselreden über Gegenstände der Literatur. Diese Dialoge - über englische Autoren wie Dickens, Bulwer, Wilkie Collins, James Joyce oder die Schwestern Bronte, über deutsche Autoren wie Klopstock, Wieland, Moritz, Tieck, Stifter oder eben Karl May, oder auch über weithin vergessene Autoren wie Gustav Frenssen, Karl Gutzkow, Johannes von Müller, Heinrich Albert Oppermann oder Carl Spindler -, diese Dialoge - nur ein Teil ist hier aufgezählt - werden noch für lange das Entzücken der Literaturfreunde sein mit ihren schrägen Erkenntnisblicken, asymmetrischen Klugheiten und humoristischen Respektlosigkeiten - die Marotten und Manierismen, bizarren Vorlieben und pedantischen Schulmeistereien eingeschlossen.


  Das ist aber nur die eine Seite. Die andere besteht darin, dass Sprechen und Schreiben, Hören und Lesen in diesen kunstvoll inszenierten Hör-Texten geschwisterlich verbunden, ja zwillingshaft ähnlich erscheinen. Es sind Hör-Feste eines impulsiven, reizbaren Intellekts, der antithetisch, dialektisch, sokratisch operiert und die Langeweile der Besserwisserei mit selbstironischen Geistesblitzen würzt. War der Funkautor Schmidt für das Radio ein Glücksfall, so wurde das Radio mit seinem akustischen Imaginationsraum zum Glücksfall auch für ihn. Dieses Medium hat seine Prosa geprägt, vielleicht ihre innere Vielstimmigkeit erst richtig entfesselt. Schmidts Bücher waren - und wurden es immer mehr - Partituren. Der Leser muss sie akustisch, d.h. hörend und sprechend, mitinszenieren, mitinstrumentieren. Man denke an Schmidts skurril-tiefsinnige Zeichensetzung: seine atmenden Gedankenstriche, hämmernden Ausrufungszeichen, seufzenden Doppelpunkte, an die Echowirkungen seiner Fragezeichen und die Klangregisterwechsel seiner Parenthesen, diese ganze komplexe Choreografie phonetischer und mimetischer Zeichen, mit denen seine Leseprosa durchsetzt ist, durch die sie Atem gewinnt, in vielen Zungen spricht. Bei Arno Schmidt sind Schreiben und Lesen nicht, wie Goethe sagte, ein trauriges Surrogat von Sprechen und Reden: dieser wunderlich-obsessive Büchermensch reizt listig alle unsere Sinne.


  So ist er einzig und einmalig mit seiner lebenslangen Fron im Dienst an der "Litteratur", ihr Zauberer, Berserker und Luftgeist. Sein Werk stellt noch heute eines der größten Leseabenteuer dar, die man haben kann. Wer einen Weg zu ihm sucht, beginne am besten nicht mit den großen Typoskriptromanen des Spätwerks wie Zettels Traum und Abend mit Goldrand, sondern den in jeder Hinsicht - formal, sprachlich, politisch - aufsässigen Werken der Frühzeit: Brand's Haide, Schwarze Spiegel, Die Umsiedler, Das steinerne Herz und der hinreißenden Erzählung Seelandschaft mit Pocahontas. Oder mit der allerersten, 1949 erschienenen Erzählung Leviathan oder Die beste aller Welten, einem düsteren Meisterwerk im Schatten von Weltkrieg und Drittem Reich. Es war diese Erzählung, die Alfred Andersch in einer der ersten Besprechungen, die Arno Schmidt zuteilwurde, den Ausruf entlockte: "Ein Genie!" Bereits mit ihr wurde Schmidt zum großen Außenseiter der "Nachkriegsliteratur". Und noch heute, da diese Nachkriegsliteratur historisch geworden ist, hat sich an diesem Befund nichts geändert.


  *


  Als sich im März 1979 zur Feier seines 65. Geburtstags seine Freunde in Zürich um ihn versammelten, war es Alfred Anderschs letzter Auftritt im literarischen Gruppenbild. Elias Canetti, Martin Walser, Adolf Muschg waren gekommen, Max Frisch hielt die Laudatio. Er sagte: "Jede Würdigung seines literarischen Werkes, die Alfred Andersch als einen Meister deutscher Prosa entpolitisiert, wäre ein Hohn."


  Andersch dankte seinen Ärzten, die ihn mit einer Nierentransplantation dem sicher scheinenden Vergiftungstod entrissen hatten. Doch der medizinische Triumph war, wie viele ahnten, die ihm in das von langer Krankheit gezeichnete Gesicht blickten, von kurzer Dauer. Nur ein Jahr später, am 21. Februar 1980, ist Andersch in Berzona gestorben, in dem Tessiner Bergdorf, wo er mit seiner Frau, der Malerin Gisela Andersch, lebte, in gelegentlicher Nachbarschaft von Max Frisch und Golo Mann.


  Er war einer der bestimmenden Autoren der deutschen Nachkriegsliteratur. Geboren im Februar 1914 in München, im ersten Jahr des Ersten Weltkriegs. Nach dem Schulabgang von Arbeitslosigkeit betroffen - es war die Zeit der großen Weltwirtschaftskrise -, schloss er sich mit 16 Jahren den Kommunisten an und war für zwei Jahre Leiter des Kommunistischen Jugendverbandes in Bayern. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten wurde er einige Monate in Dachau inhaftiert, nach der Entlassung unter Gestapo-Aufsicht gestellt. Als Soldat der Hitler-Armee desertierte er im Juni 1944 an der italienischen Front und geriet in amerikanische Kriegsgefangenschaft.


  Nach Deutschland zurückgekehrt, gab Andersch, zusammen mit Hans Werner Richter, die Zeitschrift Der Ruf heraus. Diese Zeitschrift war eine der Keimzellen der Gruppe 47, die dann zwei Jahrzehnte lang das literarische Leben in Westdeutschland entscheidend prägte. Andersch arbeitete als Publizist und Kritiker, als Rundfunkredakteur (unter anderem beim Nordwestdeutschen Rundfunk in Hamburg, später beim Süddeutschen Rundfunk in Stuttgart), als Herausgeber der Zeitschrift Texte und Zeichen, er förderte Autoren (etwa Arno Schmidt und Wolfgang Koeppen) und entdeckte bedeutende Talente (etwa Hans Magnus Enzensberger, Helmut Heißenbüttel und Martin Walser).


  Sein Debüt als Erzähler hatte Andersch 1953 mit dem autobiografischen Roman Die Kirschen der Freiheit, der in der Beschreibung seiner Desertion gipfelt. Heinrich Böll nannte das Buch, das zur Debatte um die Wiederbewaffnung der jungen Bundesrepublik erschien, einen "Trompetenstoß in schwüler Stille". Max Frisch schrieb: "Die Kirschen der Freiheit" ... berichten von einer Handlung, die der Verfasser nicht erfunden hat, sondern geleistet; es ist ... das literarisch-öffentliche Bekenntnis eines Mannes, der in der Uniform begriffen hat, wo der Feind steht, der Menschenfeind, nämlich nicht vor ihm, sondern hinter ihm. Desertion: das ist die Vokabel aus der Herrschaftssprache für eine Haltung, die unter Umständen moralisch die einzigverantwortbare ist."


  Nach seiner Übersiedlung in die Schweiz 1958 entstanden vier Romane, ferner Reiseberichte, Hörspiele, Essays sowie mehrere Bände mit Erzählungen. Anderschs Hauptthema war, wie bei den meisten Schriftstellern seiner Generation, die Erfahrung des Nationalsozialismus. Über seinem Altersroman Winterspelt steht das Motto: "Das Vergangene ist nicht tot; es ist nichteinmal vergangen." Aber nicht nur dieser Roman, sondern alles, was Andersch geschrieben hat, ist bestimmt von dieser Erfahrung. Über die Absichten seines Schreibens bemerkte er: "Damit ich mein Métier ausüben kann, schreibe ich Texte, von denen ich mir einbilde, sie verhinderten, dass ich eines Tages wieder eine Straßenwalze in einem KZ ziehen muss. Auch wenn ich über Bibliophilie oder Poliakoff oder eine Straße in London schreibe, (ziehe ich) eine unsichtbare Perspektive bis zu jener Straßenwalze hin..."


  Solche Sätze werden heute zuweilen höhnisch zitiert, seit der Schriftsteller W.G. Sebald 1993, dreizehn Jahre nach dem Tod Anderschs, diesen in der Zeitschrift Lettre vehement angriff. Er warf ihm moralisches Versagen vor, weil er sich 1942 von seiner ersten Frau, "Halbjüdin" nach den Nürnberger Rassegesetzen, getrennt hatte. Die dadurch ausgelöste Debatte über Andersch ist bis heute den Fakten nach nicht völlig geklärt, und die Deutung der Fakten folgt oft allzu rasch und reflexartig dem Impuls moralischer Empörung. So wurden einige Texte Anderschs aus der frühen Nachkriegszeit, für die Zeitschrift Der Ruf geschrieben, gegen ihren Verfasser ausgespielt, obwohl dieser in seiner Selbstkritik später viel weiter ging und 1979 öffentlich erklärte, die meisten dieser Texte seien ihm "heute ganz unerträglich geworden". In Anderschs Bericht Die Kirschen der Freiheit über seine Zeit in Dachau entdeckte ein Kritiker "in erschreckender Weise Stereotypen aus der antisemitischen Vorratskammer", nur weil darin jüdische Häftlinge aus der Sicht des jungen Kommunisten mit den Worten beschrieben werden: "lauter Kaufleute und Ärzte und Rechtsanwälte, Bourgeoisie"; so habe Andersch die Juden aus dem Kreis der "edlen Widerständler" aussondern wollen. Derselbe Kritiker fand in Anderschs Buch "einen hohen Grad an ästhetischer Stilisierung", als sei dies bei einem Werk der Literatur etwas Verwerfliches. Willi Winkler warf Andersch vor, er habe 1945 beim Verhör durch die Amerikaner die Unwahrheit gesagt, da er sich nicht als Leiter einer kommunistischen, sondern einer sozialdemokratischen Jugendorganisation ausgegeben habe. Wie viel Wahrheit darf man von einem Kriegsgefangenen in einer Zeit erwarten, in der die Jagd auf Kommunisten und "unamerican activities" in den USA bereits begonnen hatte? Festzuhalten ist schließlich, dass Angelika Andersch und ihre Tochter Susanne weder inhaftiert noch deportiert wurden und den Krieg überlebten. Es scheint, als wollten die Nachgeborenen - erst recht die der zweiten Generation - einem Autor, der bei Beginn des "Dritten Reiches" 19 Jahre alt war und 31 bei dessen Ende, Lernprozesse nicht zugestehen. So offenbart die Andersch-Debatte, nach dem Urteil Hans Magnus Enzensbergers, vor allem einen bedenklichen "Mangel an moralischer Phantasie". Leider hat sie ausgereicht, einen Schriftsteller nach dem Muster des bedingten Reflexes dauerhaft zu stigmatisieren und ein bedeutendes literarisches Werk ins Zwielicht zu tauchen. Der Kritiker Dieter Hildebrandt nannte Andersch bei Erscheinen der Werkausgabe einen "Klassiker der Nachkriegsliteratur" und schrieb: "Es lohnt sich, ihn wieder zu lesen." Wer es tut, wird die Erfahrung machen, dass dieses Werk in erstaunlicher Weise dem raschen Verfall widerstanden hat. Wenigstens zwei der Romane, Efraim, worin Andersch die Kühnheit besitzt, einen jüdischen Intellektuellen als Ich-Erzähler einzuführen, und der Weltkriegsroman Winterspelt sind Meisterwerke, und das gilt auch für einige von Anderschs Erzählungen. Sechs davon sind autobiografischer Natur und bilden eine Art Zyklus: die "Franz-Kien-Geschichten", so genannt, weil ihre Hauptfigur ein junger Mann namens Franz Kien ist, leicht erkennbar als das andere Ich des Schriftstellers. Wir erleben Franz Kien auf sechs wichtigen Stationen seines Lebens, die zugleich Knotenpunkte deutscher Geschichte sind. Die erste und umfangreichste Geschichte heißt Der Vater eines Mörders und erzählt, wie der 14-jährige Schüler Kien am Wittelsbacher Gymnasium in München seine Griechisch-Prüfung nicht besteht und von der Schule fliegt. Sein Schuldirektor ist der "alte Himmler", der Vater des späteren Massenmörders. Die letzte der sechs Geschichten spielt fast 20 Jahre später in amerikanischer Kriegsgefangenschaft, wo der aus der Hitler-Armee desertierte Soldat Franz Kien die Anfangsgründe der Demokratie lernt. Sechsmal erzählt Andersch in seinem autobiografischen Zyklus von deutscher Geschichte im 20. Jahrhundert und ihren "verspielten Möglichkeiten".


  Marcel Reich-Ranicki hat Andersch einen "geschlagenen Revolutionär" genannt. Tatsächlich wirkte er in seiner späten Zeit zuweilen wie der resignierte Intellektuelle im Elfenbeinturm der Kunst. Doch war der Eindruck trügerisch. Politisches Engagement und künstlerische Autonomie: Andersch ließ solche Unterscheidungen nicht gelten. Er war ein politischer Autor, aber kompromisslos verfocht er die Autonomie der Kunst, verlangte die "Befreiung der Texte vom Zweck". Moral und Vergnügen - er schrieb beides in eine Zeile und nannte danach das letzte Buch, das zu seinen Lebzeiten erscheinen konnte: den Gedichtband empört euch der himmel ist blau. Das Titelgedicht endet mit den Worten: "viele sagen / moral und /vergnügen / schließen sich aus//ich aber schreib's in/eine/ zeile//empört euch der himmel ist blau".


  

  

  Hanjo Kesting ist Kulturredakteur dieser Zeitschrift. Zuletzt erschien bei Wallstein: Grundschriften der europäischen Kultur. Erfahren, woher wir kommen.


  *


  Quelle:

  Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 1+2/2014, S. 78-82

  herausgegeben für die Friedrich-Ebert-Stiftung von Kurt Beck, Siegmar Gabriel,

  Klaus Harpprecht, Jürgen Kocka, Thomas Meyer, Bascha Mika

  Redaktion: c/o Friedrich-Ebert-Stiftung Berlin

  Hiroshimastraße 17, 10785 Berlin

  Telefon: 030/26 935-71 51, -52, -53

  Telefax: 030/26 935-92 38

  ng-fh@fes.de

  www.ng-fh.de

  

  Die NG/FH erscheint monatlich, wobei die Hefte 1+2

  und 7+8 im Januar bzw. Juli als Doppelheft erscheinen.

  Einzelheft: 5,50 Euro zzgl. Versand

  Doppelheft: 10,80 Euro zzgl. Versand

  Jahresabonnement: 50,60 Euro frei Haus
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  LESUNG/4547: Lübeck - "Cornelia Funke - Eine andere Welt", Lesung zur Aussstellungseröffnung, 24.4.


  

  



  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  Cornelia Funke - Eine andere Welt


  Im Rahmen der Sonderausstellung »Cornelia Funke: Eine andere Welt« im Günter Grass-Haus. Eine Kooperation mit dem Günter Grass-Haus


  Eröffnung am Donnerstag, 24. April 2014, 11.00 Uhr, Großes Haus


  Cornelia Funke, derzeit erfolgreichste deutsche Kinder- und Jugendbuchautorin (50 Bücher, 20 Millionen Gesamtauflage) kommt im April nach Lübeck. Sie wird ihre Ausstellung im Günter Grass-Haus persönlich eröffnen und reist dafür extra in die Hansestadt. Das Museum zeigt ab 25. April die Sonderausstellung Cornelia Funke. Eine andere Welt. Die Schau bietet nicht nur einen tiefen Einblick in das Schaffen der ausgebildeten Grafikerin und in die Entstehung ihrer Bücher. Eine begehbare Installation, die ihrer App MirrorWorld gewidmet ist, entführt die Besucher zudem virtuell in Funkes fantastische Erzählwelten. Objekte aus dem Privatbesitz von Cornelia Funke erzählen in diesem »Raum im Raum« von dem aufwendigen Entstehungsprozess dieses interaktiven Buchs und zeigen, wie sich mit dem Einsatz digitaler Medien an alte Erzählformen und Illustrationstraditionen anknüpfen lässt. Damit möglichst viele große und kleine Fans die Möglichkeit haben, Cornelia Funke zu erleben, findet in den Osterferien eine öffentliche Lesung am Donnerstag, 24. April, vormittags um 11 Uhr im Theater Lübeck statt. Die Veranstaltung wird von den Bücherpiraten moderiert. Anschließend gibt es die offizielle Ausstellungseröffnung im Grass-Haus mit einem Empfang im Garten des Museums.


  Veranstaltungsort Theater Lübeck, Großes Haus

  Eintritt 7/5 Euro, ab sofort beim Theater Lübeck erhältlich


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom März 2014

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153

  Fax. 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  LESUNG/4542: Hamburg · "Die vier Liebeszeiten", Autorenlesung mit Birgit Rabisch im Kulturcafé Komm du, 7.5.2014 (SB)


  



  Kulturcafé Komm du - Mai 2014


  "Die vier Liebeszeiten" - Autorenlesung mit Birgit Rabisch


  Mittwoch, 7. Mai 2014, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du


  



  [image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit Buchcover und einem Portrait der Autorin Birgit Rabisch]


  



  

  Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

  am Mittwoch, den 7.5.2014, 20.00 bis 22.00 Uhr:


  Birgit Rabisch - Die vier Liebeszeiten


  Der Roman erzählt von dem, worüber gängige Liebesromane schweigen: Was geschieht nach dem Happy End? Mit der Lebens- und Liebesgeschichte der Astronomin Rena Reese und des Schriftstellers Hauke Petersen zeichnet die bekannte Hamburger Autorin das ungeschönte Bild einer fesselnden Liebe durch alle Höhen und Tiefen, die das Leben bietet. Darüber hinaus ist der Roman ein Generationenporträt der 68er, jenseits des rein Politischen, und eine Hommage an die norddeutsche Landschaft, an das Wattenmeer und an die Elbe.


  Weitere Informationen


  Homepage der Autorin:

  http://www.birgitrabisch.de


  Zum Reinhören - Fünfminütige Lesung aus "Die Vier Liebeszeiten" im Internet:

  http://www.literaturinhamburg.de/Weblesungen.php?id=2&lesid=729&lesautor=133


  Weitere Informationen zum Buch und Leseprobe:

  http://www.birgitrabisch.de/die-vier-liebeszeiten.html


  

  Der Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

  Der Eintritt ist frei.
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  Der Roman zeichnet das ungeschöntes Bild einer

  bedingungslosen Liebe durch alle Höhen und Tiefen -

  durch Frühling, Sommer, Herbst und Winter des Lebens

  Foto: © by Plöttner Verlag

  



  

  Zur Autorin


  Die 1953 in Hamburg geborene und in Wilster aufgewachsene Autorin Birgit Rabisch studierte nach dem Abitur an der Universität Hamburg Soziologie und Germanistik. Sie engagierte sich in der Studenten- und der Frauenbewegung, war Mitbegründerin der ersten "Müttergruppe" des Hamburger Frauenzentrums und später in der Friedensbewegung aktiv.


  Ende der 70er Jahre begann sie Gedichte und Kurzprosa zu schreiben und arbeitete in der Frauenschreibgruppe der "Literaturpost" mit. Dort wurde 1980 ihr erstes Buch veröffentlicht: Jammerlürik, ein Band, in dem auf der rechten Seite jeweils ein Gedicht von ihr, auf der linken Kommentare dazu aus der Schreibgruppe abgedruckt sind.


  Während des Studiums jobbte Birgit Rabisch als Altenpflegerin. Aus der Erfahrung mit vereinsamten, altersverwirrten Menschen heraus schrieb sie 1990 einen Kriminalroman, der diese Situation thematisiert: "Bis der Mord sie scheidet ..." (Bund-Verlag). Von 1982bis 2002 war sie als Dozentin für "Deutsch als Fremdsprache" an der Volkshochschule in Hamburg tätig. Dann gab sie ihre Tätigkeit an der VHS auf, um sich ganz dem Schreiben zu widmen.


  Ca. 30 Beiträge in Anthologien und Zeitschriften erschienen im Lauf der Jahre. Nach der Geburt des ersten "Retortenbabys" 1978 beschäftigte sich die Autorin intensiv mit den Themen Gentechnologie und Reproduktionsmedizin. Daraus entstand der 1986 geschriebene Roman "Duplik Jonas 7", der 1994 mit dem Umweltliteraturpreis NRW ausgezeichnet wurde. Das Buch wurde ins Französische, Griechische, Spanische und Italienische übersetzt und liegt mittlerweile in der 17. Auflage vor. Zahlreiche weitere Romane folgten, so der 1997 erschienene Jugendroman "Sonjas Logbuch", der Roman "Möglichkeit der Liebe" (Fischer 1998), "Unter Markenmenschen" (Fischer 2002) und "Die Schwarze Rosa" (Zu Klampen 2005). Im Jahr 2009 folgte der aufwendig recherchierte, umfangreiche Familien-, Wissenschafts- und Emanzipationsroman "Warten auf den Anruf" (Achter-Verlag) und im Jahr 2013die beiden Bücher "Blind Copy - Das bin nicht ich!" (Achter-Verlag) und "Die vier Liebeszeiten" (Plöttner Verlag), ein autobiografisch grundierter Liebesroman.


  Birgit Rabisch ist freie Schriftstellerin. Sie ist verheiratet und hat zwei Kinder.
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Das Kulturcafé 'Komm du' in der Buxtehuder Str. 13 in Harburg

    Foto: © 2013 by Schattenblick
  


  Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg:


  Begegnung und Diskussion, Live-Musik, Kleinkunst- und Tanzperformances, Ausstellungen, Lesungen, freier Internetzugang, Literatur- und Zeitungsangebot, Spiele, Kaffeespezialitäten, selbstgemachte Kuchen, täglich wechselnder Mittagstisch.


  Das Komm du ist geöffnet von

  Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr,

  Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr

  und an Eventabenden bis 22:30 Uhr.


  Näheres unter:

  www.komm-du.de

  www.facebook.com/KommDu


  

  Kontakt:

  Kulturcafé Komm du

  Buxtehuder Straße 13

  21073Hamburg

  E-Mail: kommdu@gmx.de

  Telefon: 040 / 57 22 89 52


  Komm du-Eventmanagement:

  Telefon: 04837/90 26 98

  E-Mail: redaktion@schattenblick.de


  

  Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

  Lesungen, Konzerte und eine Ausstellung - das Programm im April 2014

  http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/veranst/bktr0506.html


  



  2.April 2014
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  ITALIEN/041: Auflösung des Senats als zweiter Kammer beschlossen (Gerhard Feldbauer)


  



  Italien löst Senat als zweiter Kammer auf


  Premier Renzi stärkt seine Position


  von Gerhard Feldbauer, 2. April 2014


  



  Der seit Mitte Februar die Regierung führende Vorsitzende der Demokratischen Partei (PD), Matteo Renzi, hat mit einem einstimmigen Beschluss seines Kabinetts am Montag über die Auflösung des Senats als zweiter Kammer eine grundlegende Veränderung des politischen Systems eingeleitet. Italien trennt sich von einem Relikt seiner monarchistischen Geschichte, dem 1861 bei der Gründung des einheitlichen Nationalstaates gebildeten Senat, der 1946 bei der Proklamation der Republik in modifizierter Form übernommen wurde. Der Senat hat bisher nach dem Parlament (Abgeordnetenkammer) neben der Zustimmung zu Gesetzen auch über das Schicksal der Regierung im Vertrauens- bzw. Misstrauensvotum zu entscheiden. Nach dem Sturz der Regierung Berlusconi 2011 und den folgenden Wahlen errang die PD zwar die Mehrheit im Parlament, verblieb aber im Senat im Patt mit Berlusconi.


  

  Autonomer Senat ähnlich dem deutschen Bundesrat


  An die Stelle des jetzigen Senats soll - ähnlich dem deutschen Bundestag - ein "Autonomer Senat" mit statt bisher 315 nur noch 148 Mitgliedern treten. Sie werden nicht gewählt, sondern setzen sich aus Vertretern der Regionen (Ländern) und den Bürgermeistern großer Städte sowie den ehemaligen Präsidenten der Republik und Senatoren auf Lebenszeit zusammen, die keine Diäten erhalten, aber weiter den Titel Senator führen dürfen. Diesem Senat verbleibt das Recht, vom Parlament verabschiedeten verfassungsrechtlichen Gesetzen zuzustimmen bzw. sie abzulehnen und sich zu legislativen Fragen zu äußern. Der jetzige Senat muss - als seine letzte Amtshandlung - dem Gesetzentwurf noch zustimmen, was nach dem einstimmigen Kabinettsbeschluss als sicher gilt.


  

  Ein Schlag gegen die Linkspartei


  Nicht so gut war es vorher mit dem zweiten Teil der Verwaltungsreform gelaufen, der Abschaffung der 170 Provinzen mit 56.000 Beschäftigten, die jährlich 8,6 Mrd. Euro kosten. Nicht nur die rechtsextreme Partei Forza Italia (FI) von Ex-Premier Silvio Berlusconi, sondern auch sein wichtigster Koalitionspartner, die rechte Zentrumspartei (NCD) Angelino Alfanos (eine Abspaltung von Berlusconis Partei), hatte Ablehnung angekündigt. Damit wäre, wie "La Repubblica" schrieb, die Regierungskoalition "geplatzt". Renzi drohte mit seinem Rücktritt, wenn das Gesetz nicht angenommen werde und stellte die Vertrauensfrage. Alfano lenkte ein und Renzi erreichte mit 166:133 Zustimmung. Dagegen votierten neben der FI die Lega Nord, die Protestbewegung M5S und die Linkspartei SEL. Nun muss das Gesetz noch die Abgeordnetenkammer passieren, in der Renzis Demokratische Partei (PD) jedoch über eine ausreichende Mehrheit verfügt. Die Aufgaben der Provinzen werden künftig von den Regionen (Ländern) und den Städten und Gemeinden übernommen. Ursprünglich war von jährlichen Einsparungen von 3 bis 5 Mrd. Euro die Rede, jetzt soll es zusammen mit wegfallenden Kosten für den Senat nur eine Mrd. Euro sein. Für Renzi, einen früheren Christdemokraten und ausgesprochenen Rechtspolitiker, kommt ein günstiger Nebeneffekt hinzu: Mit der Auflösung der Provinzen fallen mit einem Schlag die beträchtlichen noch von den Ex-Kommunisten der SEL in deren Parlamenten und Regierungen gehaltenen Positionen weg. Der Mailänder "Corriere della Sera" konstatierte zutreffend, der Premier habe mit den Verwaltungsreformen seine "Position gestärkt".


  

  "Italicum" soll Linke vom Parlament ausschließen


  Als nächstes will der Premier das "Italicum", das neue Wahlgesetz durchbringen. Der einst von Berlusconi eingeführte Bonus, der der Siegerpartei bei auch nur einer Stimme Mehrheit 340 der insgesamt 630Sitze im Parlament zusprach, soll nur geringfügig geändert werden. Die Siegerpartei muss jetzt 37 Prozent der Stimmen erreichen und erhält dann einen 18 Prozent-Bonus aber nicht mehr als 340 Sitze (55Prozent). Erzielt keine Partei diesen Prozentsatz, ist ein zweiter Wahlgang vorgesehen. Für Parteien in einer Koalition soll die Sperrklausel von bisher vier auf fünf Prozent angehoben; für einzelne Parteien eine Hürde von acht Prozent und für Wahlbündnisse von zwölf Prozent eingeführt werden. Das würde es vor allem der SEL nahezu unmöglich machen, ihre Präsenz im Parlament zu wahren, den Kommunisten, die seit 2008 nicht mehr über die vier Prozent kamen, ohnehin.


  Für das "Italicum" hatte Renzi im Alleingang die Zustimmung Berlusconis eingeholt und diesem so ein politisches Comeback verschafft. Danach gab es scharfe Kritik und zahlreiche Abänderungsvorschläge. Der Ex-Premier drohte eine Kehrtwende an. Seine FI werde bei Änderungen dagegen stimmen. Es ist auch ein Racheakt gegen sein von der Staatsanwaltschaft nach der Verurteilung wegen Steuerbetrugs zu vier Jahren Haft durchgesetztes Verbot, öffentliche Ämter auszuüben, das ihm die Teilnahme an den EU-Wahlen am 25. Mai untersagt. Nach dem Ausschluss aus dem Senat war eine weitere Abfuhr, dass ihm der Bund der "Cavaliere dell Lavoro" (Ritter der Arbeit) diesen ihm einst als erfolgreichen Medienunternehmer verliehenen Titel samt Orden auch noch aberkannte. Demnächst muss Berlusconi auch seine Reststrafe von noch einem Jahr Haft antreten, entweder in Hausarrest oder Sozialdienst. Während in der FI, wie die "Unita" schrieb, sich die Stimmen mehren, Berlusconi solle mit der "alten Garde" abtreten, besagt eine von RAI3 veröffentlichte Umfrage, dass 53 Prozent meinen, ohne ihn werde die FI auseinander fallen. Derselben Umfrage zufolge wird auch die anarchistische Protestbewegung 5 Sterne (M5S) des früheren Komikers Beppe Grillo, die oft mit der FI Berlusconis gleiche Positionen bezieht, zunehmend rechts ausgerichtet gesehen.


  *


  Quelle:

  © 2014 by Gerhard Feldbauer

  Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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  MELDUNG/091: Forschungsprojekt - Wirkungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft (idw)


  



  Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg - 01.04.2014


  Wirkungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft


  Centrum für soziale Investitionen und Innovationen koordiniert europäisches Forschungsprojekt


  



  Wie können Organisationen und engagierte Bürger soziale Innovationen vorantreiben? Mit dieser Frage nach den Wirkungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft beschäftigt sich ein europäisches Forschungskonsortium in einem neuen Projekt, das das Centrum für soziale Investitionen und Innovationen (CSI) der Universität Heidelberg koordiniert. Forscher von elf wissenschaftlichen und staatlichen Einrichtungen aus neun Ländern untersuchen, welche Wirkung der sogenannte Dritte Sektor und bürgerschaftliches Engagement auf die Gesellschaft haben. Die Ergebnisse sollen in Handlungsempfehlungen für Politik und Praxis zur Förderung von Innovationen in Europa münden. Die Europäische Union fördert das im März 2014gestartete Vorhaben "Impact of the Third Sector as Social Innovation" (ITSSOIN) über einen Zeitraum von drei Jahren mit rund 2,5 Millionen Euro.


  Zum Dritten Sektor, der sich weder dem Markt noch dem Staat zuordnen lässt, zählen gemeinnützige Vereine, Wohlfahrtsverbände, Stiftungen, Sozialunternehmen und gemeinnützige Gesellschaften. "Diese bilden genauso wie bürgerschaftlich Engagierte einen wichtigen Teil der Gesellschaften in Europa", erklärt Dr. Georg Mildenberger vom CSI. Im Rahmen des Projekts ITSSOIN untersuchen die Wissenschaftler, ob und wie diese beiden Gruppen mit neuen Ansätzen zur Lösung gesellschaftlicher Probleme beitragen. Ein Beispiel für erfolgreiche soziale Innovationen, die Organisationen des Dritten Sektors und engagierte Bürger angestoßen haben, ist in jüngerer Vergangenheit die Gründung von Bürgerenergiegenossenschaften zum Vorantreiben der Energiewende.


  "Unserem Forschungsprojekt liegt die Annahme zugrunde, dass der Dritte Sektor besser als der Staat und die Privatwirtschaft in der Lage ist, soziale Innovationen hervorzubringen und voranzutreiben", erklärt Dr. Mildenberger. "Denn die Organisationen des Dritten Sektors stehen in Verbindung zu unterschiedlichen Interessengruppen, sie werden in ihrer alltäglichen Arbeit mit sozialen Problemen konfrontiert und können durch freiwillig Engagierte auf vielfältige kreative Einflüsse zurückgreifen." Zur Überprüfung ihrer Hypothese werden die Wissenschaftler die Wirkung des Dritten Sektors anhand von sozialen Innovationen in verschiedenen Feldern untersuchen. Dazu gehören Kultur und Kunst, soziale Dienste, Gesundheitswesen, Umwelt und Nachhaltigkeit, Verbraucherschutz, Arbeitsmarktintegration sowie Sozialraum- und Regionalentwicklung. Das Forschungsprojekt soll so aufzeigen, wie sich Gesellschaften in verschiedenen europäischen Ländern durch bürgerschaftliches Engagement und Selbstorganisation modernisieren können.


  Neben dem Centrum für soziale Investitionen und Innovationen (CSI) der Ruperto Carola sind wissenschaftliche und staatliche Einrichtungen aus den Niederlanden, Großbritannien, Italien, Dänemark, Frankreich, Tschechien, Spanien und Schweden an dem Forschungsprojekt beteiligt. Das CSI erhält von der EU Fördermittel in Höhe von 500.000 Euro. Das CSI wurde 2006 als zentrale wissenschaftliche Einrichtung der Universität Heidelberg gegründet. Es versteht sich als interdisziplinäres Forschungs-, Bildungs-, Beratungs- und Informationszentrum.


  Informationen im Internet:

  www.itssoin.eu


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution5


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 01.04.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  TAGUNG/246: Tübinger Platon-Tage vom 10. bis 12. April 2014


  



  Eberhard Karls Universität Tübingen


  "Platon und die Sprache"


  Tübinger Platon-Tage vom 10. bis 12. April 2014:

  Wissenschaftler diskutieren den aktuellen Stand der Platon-Forschung


  



  Vom 10. bis zum 12. April 2014 finden an der Universität zum vierten Mal die internationalen "Tübinger Platon-Tage" statt. Sie sind von der Idee getragen, die Tübinger Platon-Tradition im In- und Ausland durch neue Impulse aus der zeitgenössischen Forschung lebendig zu halten. Unter dem Thema "Platon und die Sprache" ist der Blick diesmal auf die vielfältigen Bezüge gerichtet, in denen der Mensch im Werk und in der Philosophie Platons als sprachliches Wesen erscheint. Es wird aber auch gefragt, in welchem Verhältnis der göttliche Logos zum menschlichen Logos steht, wie philosophisches und sophistisches Sprechen zusammengehören und in welcher Beziehung mündliche Sprache und Verschriftlichung zueinander stehen. Einige Vorträge beschäftigen sich mit sprachlicher Gestaltung und Komposition sowie Dramaturgie der Platonischen Dialoge und deren Dialogizität.


  Im Forum Scientiarum (Doblerstraße 33) sprechen dazu die Professoren Stefan Büttner, Francisco Lisi, Igor Mikecin, Jan Opsomer, Jürgen Trabant und Maddalena Vallozza. Eingeladen sind zudem Nachwuchswissenschaftler aus dem In- und Ausland. Doktoranden und Habilitanden aus Tübingen erhalten die Gelegenheit, ihre Forschungsergebnisse zu Platon und dem Platonismus vor einem Fachpublikum zu präsentieren. Zur Tagung ist auch wieder ein studentischer Referent eingeladen. Die Tagung steht allen Interessierten offen und ist kostenlos, es ist keine Anmeldung erforderlich.


  Am Freitag, den 11. April, um 20 Uhr veranstaltet das Tübinger Zimmertheater (Bursagasse 16, 72070 Tübingen) unter dem Titel "Dialog und Wahrheit" eine öffentliche Lesung mit dem Schauspieler Endre Holéczy und dem Intendanten Axel Krauße zum Tagungsthema. (Eintritt 7 Euro/Studierende 5 Euro)


  Die internationalen Tübinger Platon-Tage werden gemeinsam veranstaltet von Professor Irmgard Männlein-Robert aus dem Philologischen Seminar, Dietmar Koch aus dem Philosophischen Seminar und Dr. Niels Weidtmann vom Forum Scientiarum der Universität Tübingen. Die Tagung richtet sich neben dem Fachpublikum vor allem an Tübinger Studierende und Nachwuchswissenschaftler, um diesen aktuelle Wissenschaft nahe zu bringen und sie in den Dialog einzubinden. Die Tübinger Platon-Tage finden alle zwei Jahre statt. Die Themen orientieren sich an zentralen Fragestellungen zu Platons Dialogen und Philosophie. Aber auch die Platonrezeption in Kaiserzeit, Spätantike und Renaissance soll berücksichtigt werden.


  Die Platon-Tage 2014 werden vom Universitätsbund Tübingen unterstützt.


  Weitere Informationen und Programm unter:

  www.forum-scientiarum.uni-tuebingen.de/platon-tage


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution81


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 01.04.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  AKTION/306: Umfrage - Was sind für Kinder die wichtigsten Themen auf der Welt? 5.4.-14.6.2014 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2014


  "neuneinhalb"

  Was sind für Kinder die wichtigsten Themen auf der Welt?


  05.04.2014, 08.25-08.35 Uhr, Das Erste


  



  Was sind für Kinder die wichtigsten Themen auf der Welt? Das wollen die Reporter des jungen Gesellschafts- und Politikmagazins "neuneinhalb" (ARD/WDR) herausfinden. Zum zehnten Geburtstag der Sendung starten Malin Büttner, Siham El-Maimouni und Johannes Büchs am 5.April 2014 eine große "neuneinhalb"-Umfrageaktion. Alle Kinder sind aufgerufen, "ihre Themen" einzubringen: NSA oder Center Shock? Klimaschutz oder Superstar? Syrien oder Unterrichtsausfall an deutschen Schulen? Was finden Kinder wirklich wichtig? Zehn Wochen lang werden die Themen der Kinder über die "neuneinhalb"-Webseite www.neuneinhalb.wdr.de gesammelt und anschließend ausgewertet. Die Teilnahme ist auch möglich per E-Mail an neuneinhalb@wdr.de oder per Post an WDR, Redaktion "neuneinhalb", Appellhofplatz 1, 50667 Köln.


  Aus allen Nennungen ermittelt "neuneinhalb" die TOP 10 der wichtigsten Themen der Welt - aus der Sicht von Kindern. Natürlich werden ausgewählte Inhalte auch in den "neuneinhalb"-Sendungen aufgegriffen: Im "Auftrag der Kinder" werden die "neuneinhalb"-Reporter Malin Büttner, Siham El-Maimouni und Johannes Büchs über deren "wichtigste Themen der Welt" berichten. Mit der Aktion will "neuneinhalb" bei Kindern vor allem das Interesse an gesellschaftspolitischen Themen weiter fördern.


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 2. April 2014

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  HÖRFUNK/109: KiRaKa/WDR 5 - "Frauke Rabauke" von Tobias Bungter, 11.4.2014 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Frauke Rabauke


  Von Tobias Bungter

  Komposition: Mike Herting

  Regie: Christoph Pragua

  Produktion: WDR 2011

  KiRaKa. Radio für Kinder

  KiRaKa, Freitag, 11. April 2014, 14.05 - 15.00 Uhr

  WDR 5, Freitag, 11. April 2014, 14.05 - 15.00 Uhr


  



  Frauke Rabauke ist wild. Nicht nur ein bisschen wild, wie die angeblich wilden Beeren in der Wildbeerenmarmelade, sondern wild wie der wilde Wilhelm, der wildeste aller Piraten. An dem Tag, an dem Frauke Rabauke auf den Heinzelmann Jupp trifft, beginnt für sie ein wundersames Abenteuer. Gemeinsam reisen sie nach Dunköln - das dunkle Köln, die Stadt unter der Stadt.


  Frauke Rabauke ist ein modernes Märchen mit Heinzelmännchen, Raketenhündchen, Dunkelknilchen, Vampirkaninchen, Liftikussen, einer verrückten Oma und einem fürchterlichen Drachen.


  Redaktion: Ulla Illerhaus


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 25. Februar 2014

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  THEATER/991: Lübeck - "Zu Besuch bei der kleinen Meerjungfrau" am 29.4.2014


  



  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  Zu Besuch bei der kleinen Meerjungfrau


  Eine musikalische Unterwassergeschichte von Effi Méndez für Kinder ab 4Jahren


  



  Ein ganz normaler Menschenjunge auf Tauchgang und eine etwas spezielle kleine Meerjungfrau begegnen sich im Meer. Beide sind zunächst irritiert, doch dann zunehmend fasziniert voneinander. Natürlich stellen sie jede Menge Unterschiede fest, aber offensichtlich gibt es auch einige Gemeinsamkeiten. So entwickelt sich eine ganz besondere Freundschaft...


  Mit verschiedenen Musiknummern und Mitmachaktionen aus verschiedenen Genres können Kinder ab 4 Jahren das Große Haus des Theater Lübeck als zauberhafte Unterwasserwelt kennenlernen.


  Inszenierung und Ausstattung Effi Méndez

  Mit Frauke Becker; Kong Seok Choi

  Premiere: Dienstag, 29. April 2014, 17.00 Uhr

  Veranstaltungsort Theater Lübeck, Großes Haus


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom März 2014

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153

  Fax. 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  MELDUNG/229: Grütters eröffnet bislang größte Ausstellung des chinesischen Künstlers Ai Weiwei (BPA)


  



  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

  Pressemitteilung vom 2. April 2014


  Kulturstaatsministerin Grütters eröffnet bislang größte Ausstellung des chinesischen Künstlers Ai Weiwei


  Kulturstaatsministerin Monika Grütters eröffnet am heutigen Mittwoch die Ausstellung "Evidence" des chinesischen Künstlers Ai Weiwei im Berliner Martin-Gropius-Bau.


  



  Monika Grütters betonte vorab: "Diese Ausstellung von Ai Weiwei wird zu Recht als das Kunstereignis des Jahres bezeichnet. In der Wahl seiner künstlerischen Mittel und in der politischen Relevanz seines Wirkens ist Ai Weiwei der modernste und gegenwärtigste Künstler unserer Zeit - ein universeller Geist und Anstifter, Avantgarde und Tradition zugleich. Ai Weiwei steht mit seiner ganzen Existenz und mit seinem Wirken als Künstler für die Freiheit der Kunst ein. Er ist nicht korrumpierbar und könnte für China so etwas wie nationales Kulturgut sein, der kulturelle Stolz seiner Nation. Stattdessen wird er verhaftet, verhört, verleumdet. Auf eine zugleich subversive und ironische Art lässt er das Ausmaß der Repression Eingang in sein künstlerisches Wirken finden. Was ihm widerfährt, verwandelt er in Kunst. Seine Reaktion auf die totale Überwachung ist die totale Offenheit."


  Monika Grütters weiter: "Ai Weiwei kann heute nicht hier sein. Aber: The artist is present. Seine Werke sprechen zu uns, durch sie bleibt Ai Weiwei seit langem mit der ganzen Welt in Kontakt. Deutschland hat aus zwei Diktaturen eine Lehre gezogen: Kunst und Wissenschaft sind frei. Die gewaltige Kraft der Kultur erkennt auch der chinesische Staat, wenn er Künstler wie den Nobelpreisträger Liu Xiaobo einsperrt und mundtot macht. Doch genau so sind Künstler wie Ai Weiwei und Liao Yiwu zum Symbol geworden, zum Symbol für den Widerstandsgeist der Kunst. Ai Weiweis Schaffen zeigt: Man kann einen Menschen seiner physischen, seiner äußeren Freiheit berauben. Damit er seine innere Freiheit, seine Würde behält, können wir viel tun: seinen Geist befreien, indem wir seine Kunst hier zeigen. Ich fordere die chinesische Regierung auf, Ai Weiwei endlich wieder Reisefreiheit zu gewähren. Wir alle versichern diesem unbeugsamen und freien Geist unsere tiefe Solidarität."


  Die Ausstellung "Evidence" im Martin-Gropius-Bau (vom 3. April bis 7. Juli) ist die bislang größte Einzelausstellung des chinesischen Konzeptkünstlers. Auf 3000 qm in 18 Räumen und im Lichthof zeigt er Werke und Installationen, die überwiegend für diese Ausstellung im Martin-Gropius-Bau entstanden sind und zum Teil erstmals in Deutschland gezeigt werden. Darunter ist der getreue Nachbau seiner Zelle, in der er 81 Tage inhaftiert war.


  Der Martin-Gropius-Bau wird als Ausstellungshalle des Bundes in Berlin aus dem Haushalt der Kulturstaatsministerin mit derzeit jährlich 2,6 Mio. Euro gefördert.


  Weitere Informationen unter:

  www.martin-gropius-bau.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 106 vom 2. April 2014

  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

  Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

  Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-0

  E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

  Internet: www.bundesregierung.de
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  GLEICHHEIT/5088: Medwedew auf der Krim - Putin kündigt Truppenteilrückzug von ukrainischer Grenze an


  



  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Medwedew auf der Krim

  Putin kündigt Truppenteilrückzug von ukrainischer Grenze an


  Von Chris Marsden

  2.April 2014


  



  Der Besuch des Premierministers Dmitri Medwedew am Montag auf der Krim war eine Zusicherung Moskaus, dass die Integration der Insel in Russland schnell voranschreiten werde. Russland gliederte die Krim am 21. März formal seinem Staatsgebiet an, nachdem am 16. März das Unabhängigkeitsreferendum stattgefunden hatte.


  Medwedew versprach, so schnell wie möglich Geld in Bildung, Gesundheitsvorsorge und die Infrastruktur (Straßen, Eisenbahnen und Flughäfen) fließen zu lassen, sowie Gehälter und Renten zu erhöhen. Um die Entwicklung der Krim zu überwachen, wurde ein besonderes Regierungsministerium geschaffen.


  In einer Fernsehübertragung sagte Medwedew, die russische Regierung werde eine spezielle Wirtschaftszone ins Leben rufen, um durch geringe Steuern einen Anreiz für Investitionen zu schaffen. Da die Krim hinsichtlich ihrer Wasser- und Elektrizitätsversorgung von der Ukraine anhängig ist, versprach Medwedew außerdem langfristig Lösungen zu erarbeiten. Er will die Krim an Russlands Energieversorgungsnetz anschließen und auch die Wasserfrage lösen; zusätzlich sollen neue Wasserreservoirs eingerichtet werden.


  Medwedews Besuch sollte zeigen, dass die Angliederung der Krim an Russland dauerhaft sei, dass sie aber friedlich fortgesetzt werde. Gleichzeitig gab Russland bekannt, dass ein motorisiertes Infanteriebataillon aus Rostow am Don, nahe der östlichen Ukraine-Grenze, abgezogen worden sei. Es ist ein Versuch, die Spannungen mit den Vereinten Staaten abzubauen. Noch am Sonntag waren Gespräche in Paris zwischen den Außenministern Sergei Lawrow und John Kerry ergebnislos abgebrochen worden.


  Später am Montag wurde aus Deutschland berichtet, dass der russische Präsident Wladimir Putin Kanzlerin Angela Merkel in einem Telefonat über einen "Teilabzug" von Truppen, die an der Grenze zur Ukraine stationiert waren, unterrichtet habe.


  Kerry forderte, dass die russischen Einheiten auf die Positionen, die sie am 1. März eingenommen hatten, zurückgeführt werden müssten. Er pochte darauf, dies müsse die Vorbedingung für jegliche Deeskalation der Situation sein. Zu diesen Vorbedingungen gehöre auch die direkte Gesprächsaufnahme zwischen Kiew und Moskau, sowie die Anerkennung der ukrainischen Präsidentschaftswahlen, die für den 25. Mai anberaumt sind.


  Lawrow entgegnete am Sonntag, die Ukraine solle eine föderative Republik werden und den Regionen im Westen und Osten, in welchen Russland Einfluss genießt, weitreichende Autonomie gewähren. Außerdem forderte er die Anerkennung des Russischen als zweiter Amtssprache und eine Garantie, dass die Ukraine nicht der Nato beitritt.


  Die vom Westen eingesetzte ukrainische Regierung geißelte die Versprechen aufs Heftigste und nannte sie einen "Beleg für russische Aggression". Sie bezeichnete Medwedews Zusicherung an die Krim als eine "krude Verletzung" internationaler Regeln.


  Das Thema dominiert schon seit Wochen die Weltmedien. Es ist Bestandteil einer koordinierten Kampagne zur Rechtfertigung der amerikanischen und europäischen Aggression gegen Russland. So wurden kaukasische Nachbarstaaten Russlands in die Nato aufgenommen und Nato-Truppen in Lettland, Litauen, Estland und Polen stationiert.


  Kerry sprach davon, dass Russland ein Klima der "Furcht und Einschüchterung" erzeuge, wobei Lawrow erklärt hatte, die Truppen, die sich nahe der ukrainischen Grenzen befänden, führten dort ausschließlich Übungen durch. Lawrow sagte: "Wir haben absolut nicht die Absicht oder ein Interesse daran, die Grenzen zur Ukraine zu überschreiten."


  Das russische Verteidigungsministerium hatte mitgeteilt, es lasse in den Süd- und Westdistrikten Russlands kurzfristig Militärübungen durchführen. Beteiligt seien 8.500 Soldaten der Artillerieeinheiten aus den Regionen Rostow am Don, Belgorod, Kursk und Tambow, die sich alle nahe der Grenze zur Ukraine befinden, sowie über 4.000 Fallschirmjäger, die in der Kursk-Region ein Luftkampftraining absolvieren.


  General Philip Breedlove, ein hoher Nato-Oberbefehlshaber (Supreme Allied Commander Europe - SACEUR), erklärte, die russische Stärke nahe der ukrainischen Grenze sei "ziemlich, ziemlich ansehnlich und sehr, sehr bereit" und könne eine Bedrohung für die moldawische Region Pridnestrowien darstellen. In dieser separatistischen Region, auch als Transnistrien bekannt, wird überwiegend Russisch gesprochen.


  Bestätigungen für die von Washington behaupteten massiven russischen Truppenbewegungen oder für die tatsächliche Anzahl der Beteiligten gab es nicht, aber dies hielt den vermeintlich liberalen Guardian nicht davon ab, zu verkünden: "Russland stellt Bedingungen für den Ukraine-Deal, während 40.000 Truppen an der Grenze aufmarschieren."


  Schätzungen, die von US-Quellen zitiert wurden, reichten von 30.000 bis 80.000. Die Schätzung der Ukraine betrug vorige Woche 88.000, und der Nationale Sicherheitsrat schraubte die Zahl auf 100.000 herauf.


  Das Wall Street Journal behauptete, die russischen Truppen kaschierten ihre Stellungen und nutzten Tarnungen, um nicht auf Fotos der amerikanischen Spionagesatelliten wahrgenommen zu werden.


  "Man geht davon aus, dass in den vergangenen Tagen zusätzliche 50.000 Truppen in die Region verlegt wurden", berichtete das Murdoch-Medienunternehmen Fox News und zitierte "neue Einschätzungen der US-Geheimdienste", wonach "mehr Indizien als je zuvor dafür sprechen, dass Russland in den Osten der Ukraine einmarschieren könnte".


  Der ukrainische Premierminister Arseni Jazenjuk seinerseits sagte Fox: "Es gibt eine große Möglichkeit, dass Russland einfallen und ukrainisches Territorium an sich reißen könnte."


  Unklar bleibt, ob in den zitierten Zahlen die 22.000 Soldaten enthalten sind, die erwiesenermaßen auf der Krim stationiert sind. Doch die Vereinigten Staaten haben beim Zusammenpinseln ihrer Bedrohungskulisse höchster militärischer Aggression von Seiten Russlands ein Problem: Niemand kann einen Beweis für den behaupteten großen Truppenaufmarsch vorlegen.


  In Wirklichkeit ist das Gegenteil der Fall.


  Am 28. März schrieb der britische Daily Telegraph in sarkastischem Ton über die "Suche nach Putins unsichtbarer Armee".


  Reporter Roland Oliphant schrieb aus Kursk, wo sich, wie Präsident Barack Obama am Freitag warnte, russische Truppen "entlang der Grenze konzentrieren". Er schrieb: "Die russische Invasionsarmee hat sich - wenn sie denn hier ist - hervorragend getarnt (...) Die einzigen russischen Waffen in dieser flachen Landschaft, die man im Umkreis von 200 Meilen entlang der Grenzregion sehen kann, sind deutlich ältere Semester: Sie ruhen auf Sockeln auf den Plätzen in den Städten. Die kriegshistorischen T-34 erinnern an eine der größten Panzerschlachten in der Geschichte, die 1943hier in Kurs stattgefunden hatte. Sie sehen nicht so aus, als wollten sie von ihren Podesten rollen und sich westwärts Richtung Ukraine begeben."


  Zwei Tage später veröffentlichte NBC News in einem Bericht noch schlagendere Beweise. Reporter Jim Maceda fand während einer Besichtigung der ukrainisch-russischen Grenze heraus, dass es "keine Anzeichen eines militärischen Aufmarsches" gab. Maceda und seine Kollegen Dmitri Solowjow und Alexei Gordienko reisten in einem Minivan 1.200 Meilen der Grenze entlang. Bei Sudscha, einer Kleinstadt in Kursk, "sahen wir keine Panzer, nicht einmal bewaffnete Mannschaftswagen".


  "Wir fuhren etwa 500 Meilen entlang der Grenze (...), bis wir erstmals ein Zeichen militärischer Aktivität wahrnahmen", schreibt Maceda. Das waren zwei MI-24-Hubschrauber an einer Militärbasis und "einige schwere Laster (...), aber wo waren die Panzer und die Artillerie?"


  "Wir fanden weitere Militärstützpunkte", fährt er fort, " aber die einzige Aktivität, die wir bemerkten, bestand in gewichtigem Latrinenputzen und in einer Gruppe von Wehrpflichtigen, die sich bei einem freundschaftlichen Ringkampf vergnügte. Nach tausend Meilen und achtzig Stunden Fahrt beendeten wir unsere Reise in Rostow am Don, wo die russisch-ukrainische Landgrenze in das Asowsche Meer mündet."


  Als Reaktion auf Putins Gespräch mit Merkel sagten ukrainische Regierungsquellen CNN, dass die russischen Truppen "nicht zurückgezogen, sondern einfach weiter nördlich positioniert werden".


  Wie ein ukrainischer Behördenvertreter gesagt habe, habe der Geheimdienst angegeben, dass "die russischen Truppen 'unverständliche Manöver entlang der ukrainischen Grenze abhalten' (...) Bei einer Kurzbesprechung am Montag sagte Ewgen Perebjinis, Sprecher des ukrainischen Außenministers, dass Russland Kiew nicht über die Absichten der Militäreinheiten in diesem Gebiet unterrichtet habe. 'In einigen Grenzdistrikten wurden die Truppen zurückgezogen, in anderen näherten sie sich der Grenze', sagte er. 'Diese Armeebewegungen bereiten uns Sorgen'."


  Die Vereinigten Staaten und ihr Marionettenregime in der Ukraine wissen, dass sie lügen, ebenso wie die Medien. Es ist nicht unwichtig, dass Dmitri Tymtschuk, Chef des in Kiew ansässigen Zentrums für militärpolitische Information, gestern in einem Facebook-Eintrag mitteilte, die Zahl der russischen Truppen an der ukrainischen Grenze sei tatsächlich auf lediglich 10.000 reduziert worden. Tymtschuk ist kein Freund Russlands. Die Kyiv Post erklärte, er habe das Zentrum für militärpolitische Information begründet, um "russischen Propagandalügen über die Invasion des Kreml auf der ukrainischen Kriminsel entgegen zu treten".
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  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Nach Niederlage in Kommunalwahl: Hollande ernennt rechten Innenminister zum neuen Premierminister


  Von Antoine Lerougetel und Alex Lantier

  2.April 2014


  



  Der französische Präsident Francois Hollande hat nach der Niederlage seiner Sozialistischen Partei bei den Kommunalwahlen am letzten Sonntag und dem Rekordergebnis der neofaschistischen Front National (FN) sein Kabinett umgebildet und Innenminister Manuel Valls als Nachfolger von Jean-Marc Ayrault zum Premierminister ernannt.


  Bei den Kommunalwahlen, der ersten landesweiten Wahl seit Hollandes Wahlsieg 2012, wurde der Präsident für seine Politik der sozialen Austerität und imperialistischen Kriege deutlich abgestraft. Valls' Ernennung ist ein Zeichen dafür, dass die PS ihre Angriffe auf die Arbeiterklasse verschärfen wird und gleichzeitig versucht, sich durch Law and Order-Politik eine politische Basis zu schaffen, indem sie viele der rassistischen und immigrantenfeindlichen Forderungen der FN umsetzt.


  Als Innenminister war Valls für Massenabschiebungen von Roma und Einwanderern ohne Papiere verantwortlich und hatte erklärt, seiner Meinung nach sollten die Roma Frankreich vollständig verlassen. Auf dieser Grundlage wurde er von den Medien gefördert.


  Am Montagabend erklärte Hollande in einem Fernsehinterview, er habe die Botschaft der Wähler verstanden. Er fügte hinzu: "Heute ist die Zeit, in ein neues Stadium einzutreten. Deswegen habe ich Manuel Valls den Auftrag erteilt, die französische Regierung zu führen." Hollande erklärte, Valls werde "ein kleines Team anführen, eine Regierung des Kampfes."


  Hollande lobte auch Ayrault für die "Reformen," die er durchgeführt hat - d.h., die Steuersenkungen für Unternehmen und Kürzungen der Sozialausgaben in zweistelliger Milliardenhöhe, durch die Hollande der unbeliebteste Präsident geworden ist, seit dieses Amt 1958 eingeführt wurde. Er versprach weitere Steuersenkungen und ein "Haushaltskürzungsprogramm."


  37,3 Prozent der Wahlberechtigten gingen nicht zur Wahl, die PS verlor die Mehrheit in 155 Stadträten in Städten mit über 9.000 Einwohnern, darunter viele, die seit Jahrzehnten oder sogar über hundert Jahre sozialdemokratisch regiert wurden. Sie verlor unter anderem in Toulouse, Tourcoing und Roubaix (beide in der Metropolregion Lille), Angers, Tours, Reims, Grenoble und Limoges, die seit 1912 von "linken" Bürgermeistern regiert wurden. In Paris und Lyon konnte die PS sich ( nur mit Unterstützung der Grünen) halten, allerdings konnte sie weder Marseille noch Bordeaux zurückgewinnen.


  "Diese erste Prüfung für Francois Hollande war eine Katastrophe ersten Ranges, der Sieg [der PS in der letzten Kommunalwahl] von 2008 ist völlig ausgelöscht", kommentierte Frederic Dabi vom Umfrageinstitut Ifop.


  Jean-Francois Cope von der rechten gaullistischen Union für eine Volksbewegung (UMP) begrüßte das Ergebnis als "ersten großen Sieg" seiner Partei bei Kommunalwahlen. Der größte Sieger der Wahl war jedoch Marine Le Pens FN. Nach einem eindeutigen Sieg in der ersten Runde in der ehemaligen PS-Hochburg Henin-Beaumont mit 50,3 Prozent der Stimmen hat die FN die Mehrheit in fünfzehn der 259 Städte mit mehr als 9.000 Einwohnern gewonnen, in denen sie sich für die zweite Runde qualifiziert hatte - bisher war das nirgendwo der Fall.


  Die FN hatte vor der Wahl nur 80 Gemeinderatsposten, jetzt hat sie über 1.200. FN-Bürgermeister regieren jetzt unter anderem in Frejus, Villers-Cotterets und dem siebten Sektor von Marseille.


  Marine Le Pen erklärte: "Wir sind eindeutig in einem neuen Stadium. Es gibt jetzt in unserem Land eine dritte große politische Kraft, die berücksichtigt werden muss."


  Die Presse lobte die FN dafür, die "Zweiparteienlandschaft" der bürgerlichen französischen Politik zwischen den Gaullisten und der PS beendet zu haben, die nach dem Generalstreik von 1968 entstanden war. Man rechnet jetzt allgemein damit, dass die FN bei den Europawahlen im Mai deutlich zulegen wird, möglicherweise wird sie die meisten Stimmen von allen Parteien erhalten.


  Eine Umfrage zum Thema Wahlabsichten für die Europawahl von Ipsos-Steria ergab einen Anteil von 22 Prozent für die FN, mehr als für die PS mit 19 Prozent, und nur zwei Punkte weniger als die UMP. In früheren Umfragen lag die FN jedoch vor der UMP.


  Dass Hollande Valls nominiert hat, zeigt den völligen Bankrott der Theorie, die Wähler könnten sich darauf verlassen, durch die Unterstützung der PS und anderer bürgerlicher Parteien den Aufstieg der FN und den ständigen Rechtsruck der französischen und europäischen Politik aufhalten zu können. Man kann mit großer Wahrscheinlichkeit vorhersagen, dass Valls Ernennung die FN nur stärken wird. Genauso war es Hollandes rechter Vorgängerregierung unter Nicolas Sarkozy mit ihrer Entscheidung ergangen, mit Chauvinismus und Law and Order an die Wähler der FN zu appellieren.


  Pseudolinke Tendenzen wie die Neue Antikapitalistische Partei und die Linksfront, die 2012 zur Wahl Hollandes aufgerufen und behauptet hatten, so würden die Rechten besiegt, sind politisch verantwortlich für die reaktionäre Politik, die Valls und Hollande ausführen werden.


  Ein Hinweis auf den Charakter der Politik, die Valls machen wird, sind die reaktionären Ansichten, die er als Kandidat bei den Vorwahlen der PS vor der Präsidentschaftswahl 2012 vorgetragen hatte. Die Wahl hatte letzten Endes Hollande gewonnen.


  Valls, der oft mit dem britischen Premierminister Tony Blair und dessen wirtschaftsfreundlicher Politik verglichen wird, verurteilte Sozialprogramme und forderte die PS auf, gegen eine "Gesellschaft zu kämpfen, die auf staatlichen Almosen beruht". Um seine rechte Ausrichtung zu demonstrieren, erklärte er, er werde sich darauf konzentrieren die Justiz, den Kampf gegen das Verbrechen und wieder die Einwanderung zu thematisieren. Er forderte außerdem längere Arbeitszeiten.


  Valls schlug der PS außerdem vor, die Fiktion aufzugeben, sie habe noch irgendeine Beziehung zum Sozialismus, und solle aufhören, sich "sozialistisch" zu nennen. Er erklärte: "Wir müssen die PS von oben bis unten umkrempeln... und den Namen ändern, denn das Wort Sozialismus ist veraltet; es bezieht sich auf Vorstellungen aus dem neunzehnten Jahrhundert."


  Diese Kommentare bestätigen die Position der World Socialist Web Site, dass die Arbeiterklasse in Frankreich ihre Klasseninteressen nur verteidigen und sich nur zum Sozialismus entwickeln kann im Kampf gegen die Reaktionäre von der PS und ihre pseudolinken Unterstützer.


  Valls rechte Politik zielt darauf ab, die verheerenden Sparmaßnahmen durchzusetzen, die die Europäische Union bereits Irland, Spanien und Griechenland aufgezwungen hat.


  Im Vorfeld der Wahlen gab es zahlreiche Diskussionen darüber, dass Finanzkreise unzufrieden mit Hollande sind, weil er seine im Winter angekündigten Pläne für Ausgabenkürzungen und Steuersenkungen in zweistelliger Milliardenhöhe nicht schnell genug umsetzen konnte.


  Wie die Financial Times schrieb, steht Hollande jetzt "unter großem Druck von Brüssel, den Druck auf die öffentlichen Finanzen aufrecht zu erhalten, nachdem ihm bereits zwei Jahre Gnadenfrist bis 2015 gewährt wurden, das offizielle Ziel der EU zu erfüllen, das Haushaltsdefizit auf unter drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu senken." Frankreichs Haushaltsdefizit ist mit 4,3 Prozent immer noch deutlich über dieser Zielvorgabe, seine Schuldenlast liegt bereits bei 93,5 Prozent des BIP.
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  Donnerstag, 03.04.2014

  Stand: 02.04.2014


  04:45

  WeltTour Indien/ THEMA

  (VPS 04:45)


  06:00

  Namibia - In der Haut einer Seitenwinder-Klapperschlange (HD)

  Film von Jamie Crawford,

  PHOENIX / Discovery/2010

  In der eisigen Arktis oder in der gnadenlosen

  Hitze der Sahara: Tiere können in jeder noch

  so unwirtlichen Umgebung überleben. Aber wie

  schaffen sie das? Jamie Crawford - ein

  bekannter Reisejournalist, Autor und

  Abenteurer - geht auf die Reise durch die

  lebensfeindlichsten Gebiete der Erde, um genau

  das heraus zu finden. Bei seinen riskanten

  Selbstversuchen schlüpft Crawford in die Rolle

  der Tiere, um am eigenen Leib zu erfahren, was

  es bedeutet, zu jagen, auf Beute zu lauern und

  unter extremen Bedingungen zu überleben.


  06:25

  Die Osterinsel

  Film von Carsten Thurau, PHOENIX / NDR/2008

  (VPS 06:25)


  06:30

  Triumph des Lebens

  Geheimnis der Evolution

  Film von Ned Judge und Christina Mazzanti,

  PHOENIX / Discovery/2003

  Woher kommt der Mensch? Warum gibt es ihn?

  Fragen, die seit jeher die Menschheit

  beschäftigen. Antworten liefert ihr die

  Religion. Aber auch Wissenschaftler versuchten

  zu allen Zeiten, dem Geheimnis des Lebens auf

  die Spur zu kommen. Ein entscheidender Impuls

  ging von Charles Darwin und seiner

  Evolutionstheorie aus. Der Film schildert

  anhand zahlreicher Beispiele die vielen

  Facetten und Erklärungsmodelle des britischen Wissenschaftlers.

  (VPS 06:30)


  07:15

  Die Geschichte der Nordsee

  3/3: Küste zwischen Krieg und Frieden

  Film von Ingo Helm, NDR/2009

  In den letzten Tagen des Ersten Weltkriegs

  liegen die Schiffe der Kriegsmarine in

  Wilhelmshaven vor Anker. Der Obermatrose

  Richard Stumpf schreibt Tagebuch - und macht

  verständlich, wie aus einer Marine-Revolte die

  erste deutsche Revolution wurde, die das Ende

  der Herrschaft des Kaisers, der Könige und

  Fürsten in Deutschland besiegelte.


  08:00

  Missbraucht und misshandelt - mitten in Deutschland (HD)

  Die Opfer der Diplomaten

  Film von Sandra Budesheim, Sabine Zimmer,

  WDR/2013


  08:45

  Vor Ort: Aktuelles


  09:00

  Sitzung des Deutschen Bundestags

  Befragung der Bundesregierung

  Berlin

  (VPS 08:45)


  16:30

  Thema:


  17:45

  Vor Ort: Aktuelles


  18:00

  Mission Mars (HD)

  Stephans Reise ohne Wiederkehr

  Film von Max Kronawitter, BR/2014


  18:30

  Die Geschichte der Nordsee

  3/3: Küste zwischen Krieg und Frieden

  Film von Ingo Helm, NDR/2009

  In den letzten Tagen des Ersten Weltkriegs

  liegen die Schiffe der Kriegsmarine in

  Wilhelmshaven vor Anker. Der Obermatrose

  Richard Stumpf schreibt Tagebuch - und macht

  verständlich, wie aus einer Marine-Revolte die

  erste deutsche Revolution wurde, die das Ende

  der Herrschaft des Kaisers, der Könige und

  Fürsten in Deutschland besiegelte.


  19:15

  Missbraucht und misshandelt - mitten in Deutschland (HD)

  Die Opfer der Diplomaten

  Film von Sandra Budesheim, Sabine Zimmer,

  WDR/2013

  Sara, Maria und Tajedur wurden um ihren Lohn

  betrogen, eingesperrt, misshandelt und eine

  von ihnen gar vergewaltigt. Mitten in

  Deutschland. Den Tätern drohen weder Haft noch

  Strafe durch die deutsche Justiz. Denn die

  Täter sind Diplomaten - die Opfer ihre

  Angestellten. Der Film zeigt ihre persönlichen

  Schicksale und fragt nach der politische

  Verantwortung: Denn es gibt Wege, diese

  Menschen besser zu schützen als es hierzulande geschieht.


  20:00

  Tagesschau

  mit Gebärdensprache


  20:15

  Tages-Tipp

  Mauritius

  Film von Hans Joechler, Marco Biemann, BR/2009

  "Zuerst wurde Mauritius erschaffen, dann das

  Paradies" - die Insel im Indischen Ozean, die

  Mark Twain einst zu diesen Worten inspirierte,

  ist auch heute noch ein Traumziel vieler

  Urlauber. Mit ihren weißen Sandstränden und

  einer faszinierenden Unterwasserwelt ist

  Mauritius eines der letzten Paradiese.


  21:00

  Lebende Wüste

  Namibia

  Film von Thomas Behrend, Hans Joechler,

  BR/2008

  Namib - die einzige Wüste der Welt, die direkt

  ans Meer grenzt. Nachts bitterkalt und

  tagsüber glühend heiß, scheint sie absolut

  lebensfeindlich. Doch der Schein trügt: Hier

  leben die Himbas, eines der letzten

  Naturvölker dieser Erde. Und auch einige Tiere

  haben in der ältesten Wüste unseres Planeten

  überlebt: Puffottern, die schnellsten

  Schlangen der Welt, Geckos, Chamäleons,

  Schwarzkäfer, Adler und die scheuen Wüstenelefanten.


  21:45

  heute journal

  mit Gebärdensprache


  22:15

  Phoenix Runde

  Arme, reiche Piloten - Streik um jeden Preis?

  Moderation: Pinar Atalay


  23:00

  Der Tag


  00:00

  Phoenix Runde

  Arme, reiche Piloten - Streik um jeden Preis?

  Moderation: Pinar Atalay


  00:45

  Mauritius

  Film von Hans Joechler, Marco Biemann, BR/2009


  01:30

  Lebende Wüste

  Namibia

  Film von Thomas Behrend, Hans Joechler,

  BR/2008


  02:15

  Abora - Letzte Position Atlantik

  Film von Rudolph Herzog, ZDF/2008

  Am 11. Juli 2007 sticht ein primitives

  Schilfboot von New York aus in See, das Ziel:

  Nordspanien. Die Crew will beweisen, dass der

  Mensch bereits vor 10.000 Jahren gegen Wind

  und Strömung über den Atlantik reiste. Es ist

  ein gefährliches Unterfangen, denn die

  steinzeitliche Abora III fährt ohne Begleitboot.


  03:00

  31Stunden Hölle (HD)

  Die letzte Fahrt der "Deutschland"

  Film von Robert Schotter, ZDF/2008

  Am 4. Dezember 1875 legt der Dampfsegler

  "Deutschland" in Bremerhaven ab und nimmt Kurs

  auf New York. Mit an Bord zahlreiche

  Auswanderer, amerikanische Touristen und

  Kaufleute mit Waren für die Weltausstellung in

  Baltimore. Das Kommando führt der erfahrene

  Kapitän Eduard Brickenstein, dennoch kommt es

  zu einer folgenschweren Havarie. 130 Jahre

  nach der Katastrophe bemüht sich ein Team aus

  Unterwasser-Archäologen, das Wrack in den

  Untiefen des Ärmelkanals zu orten. Die

  Forscher wollen dem Fall auf den Grund gehen

  und die Ereignisse jener Dezembernacht rekonstruieren.


  03:45

  Verschollen vor Spitzbergen

  Vorstoß ins Polarmeer

  Film von Kirsten Hoehne, Frode Mo, ZDF/2008

  Am Morgen des 5. August 1912 verlässt die

  "Herzog Ernst" den norwegischen Hafen Troms¢

  und nimmt Kurs auf Spitzbergen. An Bord: der

  Polarforscher Herbert Schröder-Stranz und eine

  15Mann starke Crew aus Seeleuten und

  Wissenschaftlern. Schon seit Jahren träumt der

  ehemalige Offizier von der Durchquerung der

  Nord-Ost-Passage. Jetzt scheint er seinem Ziel

  ein Stück näher zu sein. Der kleine Stoßtrupp

  ist unterwegs im Auftrag des deutschen Kaisers

  Willhelm II. Doch schon wenige Tage später

  scheitert das Unternehmen.


  04:25

  Geschichte von der Seefahrt

  Maritime Greenwich und Angra de Heroismo,

  Großbritannien / Portugal

  Film von Dominik Wesseley, Eva Witte, SWR/2006

  Einige Kilometer östlich von London,

  flussabwärts an der Themse, liegt Maritime

  Greenwich. Hier schlägt seit Jahrhunderten das

  Herz der britischen Marine. Von Maritime

  Greenwich aus eroberten Francis Drake, James

  Cook und Lord Nelson die Weltmeere zum Ruhm

  der englischen Krone. Angra do Heroismo auf

  der Insel Terceira hielt über 300 Jahre eine

  Schlüsselrolle als Knotenpunkt zwischen drei

  Kontinenten, als Versorgungshafen für die

  Entdecker, als Zwischenstation für mit

  Schätzen beladene Karavellen, als hochmoderne

  Stadt des 16. Jahrhunderts. Die Vielzahl der

  Klöster lässt ahnen, wie sehr die katholische

  Kirche von den Eroberungszügen der Seefahrer profitierte.

  (VPS 04:30)


  04:55

  Chinesische Fischkultur

  Film von Jochen Graebert, PHOENIX / NDR/2007

  (VPS 04:55)


  *


  Quelle:

  Phoenix - Sendeplan 03.04.2014

  Der Ereignis- und Dokumentationskanal von ARD und ZDF

  Langer Grabenweg 45-47, 53175 Bonn

  Telefon-Hotline: 01802/82 17, Fax-Hotline: 01802/82 13

  E-Mail: info@phoenix.de

  Internet: www.phoenix.de
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  KLASSIK/9380: Greifswald - Passionskonzert im Dom St. Nikolai am 6.4.2014


  



  Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald


  Passionskonzert: Vokalensemble GREIFVOCAL im Greifswalder Dom St. Nikolai


  



  Am Sonntag, 6. April 2014, um 18:00 Uhr findet im Greifswalder Dom St. Nikolai das Passionskonzert statt. Das Institut für Kirchenmusik und Musikwissenschaft der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald veranstaltet dieses Konzert mit dem Vokalensemble GREIFVOCAL. Es werden 14 Sätze mit Werken romantischer Chorliteratur, gregorianischer Hymnen sowie protestantischer Kirchenlieder dargeboten.


  Zu dem Programm am Sonntag zählen vier beeindruckende Motetten von Anton Bruckner. Höhepunkt des Konzertes ist die Kreuzwegvertonung "Via crucis" von Franz Liszt. Dieses Werk ist ein Unikum der Musikliteratur: ein stilistisch breit angelegtes, dennoch in manchem aphoristisch und beinahe fragmentarisch anmutendes Alterswerk, das zweitweise die Grenzen der damaligen Tonalität erreicht. Die "Via crucis" ist vielfältig verarbeitet und enthält gregorianische Hymnen und protestantische Kirchenlieder, welche auch im Choralsatz nach Bachschem Vorbild und in Choralvariationen realisiert werden. Dazu bietet das Vokalensemble Vielfalt: unbegleitete Solorezitative und dramatisches Chor-Unisono werden ebenso dargeboten wie terzenselige Frauenchöre. Eingebettet ist der Vokalpart in einen raffinierten Klaviersatz. Viele der 14 Sätze sind reine Klaviermusik.


  Passionskonzert im Dom St. Nikolai

  Sonntag, 06.04.2014, Beginn: 18:00 Uhr

  Dom St. Nikolai, 17489 Greifswald

  Eintritt frei


  Weitere Informationen


  GREIFVOCAL

  tinyurl.com/ol8wff9


  Institut für Kirchenmusik und Musikwissenschaft

  tinyurl.com/o5yvxt2


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution65


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Jan Meßerschmidt,

  31.03.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  KLASSIK/9379: Lübeck - 6. Kammerkonzert "Cello brasilianisch" am 28.4.2014


  



  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  6. Kammerkonzert "Cello brasilianisch"


  Werk von Heitor Villa-Lobos


  



  Heitor Villa-Lobos (1887-1959) Bachianas Brasileiras Nr. 1 und 5 Beim flüchtigen Lesen könnte man die Titelbezeichnung »Bachianas Brasileiras« eindeutig der portugiesischen Sprache zuordnen - in den Wörterbüchern sucht man das Stichwort »Bachiana« jedoch vergeblich. Villa-Lobos, der bedeutendste Komponist Brasiliens, hat in seinem Zyklus der »Bachianas Brasileiras« dem großen Vorbild Johann Sebastian Bach ein Denkmal gesetzt und nutzte dessen Namen titelgebend. Die Verbindung von Kunstmusik mit der lateinamerikanischen Folklore seiner Heimat, die er auf zahlreichen Reisen in ländliche Gebiete studierte, schlägt sich im gesamten Schaffen Villa-Lobos` nieder, das mehr als eintausend Kompositionen umfasst. Die insgesamt neun »Bachianas Brasileiras«, für unterschiedliche Besetzungen komponiert, vereinen den polyphonen Stil der Bach'schen Musik mit Elementen der brasilianischen Folklore. Das fünfte Stück dieser Sammlung, für die außergewöhnliche Besetzung von acht Cellisten mit Sopransolo komponiert, zählt zu Villa-Lobos` populärsten Werken. Mit einer elegischen, ausgedehnten Vokalise setzt die Singstimme an. Die Texte basieren auf Gedichten des brasilianischen Autors Manoel Bandeira und von Ruth Valadares Corrêa, die bei der Uraufführung 1938 den Sopranpart sang.


  Sopran Heather Lorimer


  Die Cellogruppe des Philharmonischen Orchesters der Hansestadt Lübeck: Hans-Christian Schwarz, Yna Tong, Caroline Metzger, Sigrid Strehler, Fabian Schultheis, Sylvia Demgenski, Natalia Osipova, Gabriel Gutzmann


  Termin Mo, 28/04, 19.30 Uhr

  Veranstaltungsort Hoghehus, Lübeck


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom März 2014

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153

  Fax. 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  KLASSIK/9378: Kassel - Louis Spohr, J.S. Bach u.a. am 9. April 2014


  



  Konzert zur Eröffnung des Sommersemesters 2014


  



  Zur Eröffnung des Sommersemesters 2014 veranstaltet die Musikakademie der Stadt Kassel "Louis Spohr" am Mittwoch, 9. April, 19 Uhr, ein Konzert im Kleinen Magistratssaal des Palais Bellevue (Brüder-Grimm-Museum), Schöne Aussicht 2. Es erklingt Kammermusik in unterschiedlichen Besetzungen mit Gitarren, Violine oder Streichquartett. Mit Werken von J.S. Bach, Louis Spohr und anderen, aber auch einer Bodypercussion möchten die Studierenden der Musikakademie ihre neuen Kommilitonen begrüßen. Außerdem wird Stadträtin Brigitte Bergholter in Vertretung von Oberbürgermeister und Kulturdezernent Bertram Hilgen die 20 neuen Studierenden der Musikakademie im Namen des Magistrats der Stadt Kassel willkommen heißen. Im Anschluss an die Veranstaltung lädt die Gesellschaft der Freunde der Musikakademie e.V. alle Freunde der Musikakademie zu einem Umtrunk, um gemeinsam auf das neue Semester mit seinen zahlreichen geplanten Veranstaltungen und bestimmt vielen gelungen musikalischen Momenten anzustoßen.


  Der Eintritt beträgt acht Euro. Einen ermäßigten Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines entsprechenden Ausweises. Der Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Vorbestellungen sind möglich: telefonisch unter 0561/787 4180, per Fax unter 0561/ 787 4188 oder per E-Mail an musikakademie@kassel.de.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 1. April 2014

  Stadt Kassel

  Presse und Öffentlichkeitsarbeit

  Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

  Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232, Fax: 0561 / 787-87

  E-Mail: presse@stadt-kassel.de

  Internet: www.kassel.de
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  AUSLAND/7217: Aus aller Welt - 02.04.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Präsidentschaftswahl: Timoschenko sollte nicht antreten


  Der Wahlkampf um den künftigen Präsidenten der Ukraine hat bereits begonnen. Der milliardenschwere Süßwarenhersteller Petro Poroschenko forderte die zum Ende der Maidan-Proteste vorzeitig aus dem Gefängnis entlassene Ex-Regierungschefin Julia Timoschenko zum Verzicht auf ihre Kandidatur auf. Das Land verdiene neue Politiker und neue Mentalitäten und könne jetzt keinen schmutzigen Wahlkampf gebrauchen, der möglicherweise eine neue russische Invasion provoziere, sagte Poroschenko. Von Deutschland erwartet der Unternehmer einen Boykott von russischem Gas, bis Moskau die Invasion auf der Schwarzmeerhalbinsel Krim beende. Poroschenko gilt momentan als klarer Favoit für die ukrainische Präsidentschaftswahl am 25. Mai. Nach Angaben der Wahlkommission haben insgesamt 46 Bewerber ihre Kandidatur für die Abstimmung eingereicht. Boxweltmeister Vitali Klitschko ist nicht darunter. Der von der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stiftung und der EVP protegierte Vorsitzende der Udar-Partei verzichtete nach eigenen Angaben zugunsten Poroschenkos auf seine Bewerbung.


  2.April 2014
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  GESUNDHEIT/7213: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Tierantibiotikum-verseuchte Gülle bedroht Menschengesundheit


  Wissenschaftler des Helmholtz-Zentrums München haben in Untersuchungen herausgefunden, daß Antibiotika, die in der Tierhaltung eingesetzt werden und über die Gülle in die Umwelt gelangen, in den Böden Krankheitserreger wachsen lassen, die für Menschen gesundheitsgefährdend sind.


  In der Studie hatten sich die Forscher einem Bericht im Deutschen Ärzteblatt zufolge vor allem dem Mittel Sulfadiazin (SDZ) gewidmet, das oft als Tierantibiotikum eingesetzt wird. Aus der im Fachjournal Plos One veröffentlichten Studie geht hervor, daß schon nach dreimaligem Ausbringen kontaminierter Gülle eine deutliche Abnahme nützlicher Bodenbakterien stattfindet, während sich gleichzeitig potentiell humanpathogene Mikroorganismen vermehren. Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) hat zwar angekündigt, den Antibiotika-Einsatz in Ställen und Zuchtbetrieben eindämmen zu wollen, doch deuten aktuelle Zahlen darauf hin, daß besonders die Zunahme von Massentierhaltungsbetrieben in Deutschland absehbar für das Gegenteil sorgen werden.


  2.April 2014
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  JUSTIZ/7217: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Schießerei nach Raubüberfall in Pinneberg


  Eine Spielhalle am Pinneberger Hafen ist heute morgen von zwei maskierten Räubern überfallen worden. Beim Eintreffen der Polizei kam es offenbar zu einem Schußwechsel, bei der ein 24jähriger Täter am Bein getroffen und später verhaftet wurde. Er soll den Überfall bereits gestanden haben. Der zweite Räuber konnte fliehen. Seine Waffe und die Beute ließ er laut Behördenangaben am Tatort zurück.


  2.April 2014
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  KULTUR/7213: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Anwohner wehren sich gegen an Anders Breivik erinnernde Gedenkstätte


  Manche Menschen wollen eben nicht permanent an Wunden und Verletzungen erinnert werden, die ihnen andere in der Vergangenheit zugefügt haben. Und sie wollen vielleicht auch nicht, daß ihre Kinder jenen Einflüssen ausgesetzt sind, die beispielsweise Gedenkstätten permanent entströmen und ganzen Gebieten eine düstere Aura verleihen können. Die Anwohner nahe der norwegischen Insel Utøya, auf der ein Rechter vor etwa drei Jahren mit einem Gewehr über fünfzig Menschen erschoß, wehren sich gegen die geplante Einrichtung einer Erinnerungsstätte an diesem Ort, den Jugendliche und Erwachsene gewöhnlich zum Zelten aufsuchen und wo sie Spaß haben wollen. Außerdem möchten sie die Entstehung eines Tourismus, der auf dieser brutalen Tat basiert, möglichst verhindern. Allerdings sind bisher alle ihre Bitten bei den Behörden abgeprallt, so daß jetzt ein Anwalt eingeschaltet werden soll.


  Wie der norwegische Rundfunksender NRK laut Deutschlandradio Kultur berichtete, soll die "Vergewaltigung der Natur" und die "Retraumatisierung unschuldiger Zeugen der Tragödie des 22. Juli" jetzt auf gerichtlichem Wege gestoppt werden. 2011 hatte Anders Breivik bei Anschlägen auf Utøya und in Oslo insgesamt 77 Menschen getötet. Die Befürworter einer Gedenkstätte wollen eine riesige Schneise in einen Felsen nahe der Insel Utøya schlagen lassen, die sinnbildlich an die Wunden erinnern soll. Auf der Facebook-Seite der Anwohner ist demgegenüber zu lesen, daß man nicht den Rest des Lebens an den 22. Juli erinnert werden wolle.


  2.April 2014
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  AUSLAND/6312: Aus aller Welt - 02.04.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Rußland wird unter allen Umständen Gas liefern


  Der stellvertretende russische Ministerpräsident Arkadi Dworkowitsch schließt eine Aussetzung der Lieferungen russischen Gases über das Transitland Ukraine nach Westeuropa unter allen Umständen aus. In die Preise für Gaslieferungen an die Ukraine selbst müßten aber die Kosten eines Zahlungsausfalls einkalkuliert werden, erklärte Dworkowitsch am Rande der Deutsch-Russischen Rohstoff-Konferenz in Dresden. Außerdem betonte er, die Tatsache, daß er an der Konferenz teilnehme, unterstreiche, wie die deutsch-russischen Beziehungen in seinem Land eingeschätzt würden. Der Vizepremier zeigte sogar Verständnis dafür, daß die Bundesregierung das bilaterale Verhältnis zu Rußland derzeit ruhen läßt. Moskau sei jederzeit bereit, die Gespräche wieder aufzunehmen, so Dworkowitsch.


  An der zweitägigen Rohstoff-Konferenz nehmen rund 340 Experten aus Deutschland und Rußland teil. Die Bundesregierung hat keinen Vertreter nach Dresden geschickt. Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier sagte Anfang der Woche seine geplante Teilnahme ab. Er traf sich am Dienstag in Brüssel mit dem EU-Energiekommissar Günter Oettinger und Alexej Miller, dem Chef des russischen Energiekonzerns Gazprom.


  2.April 2014
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  GESUNDHEIT/6274: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Studie: Dialyse wird weiter zunehmen


  Die Zunahme gefäßschädigender Volkskrankheiten wie Blutzucker oder Bluthochdruck hat zur Folge, daß immer mehr Menschen von der Dialyse abhängig werden. So hat eine Studie des Iges-Instituts zur Zukunft der Dialyse laut Deutschem Ärzteblatt ergeben, daß in den kommenden Jahren die Zahl der Dialysepatienten um jährlich 2,7 Prozent wachsen wird. Nach Einschätzung der Analysten wird es bis 2020 wohl 100.000 Dialysepatieten geben. Daher empfehlen sie, verstärkt auf die Heimdialyse zu setzen. Denn nur fünf Prozent der ständig dialysepflichtigen Patienten nutzten sie, obwohl sie für rund ein Drittel der Betroffenen in Frage kämen.


  2.April 2014
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  JUSTIZ/6301: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.04.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Richter und Staatsanwälte diskutieren über politisches Weisungsrecht


  Am Mittwoch begann in Weimar der deutsche Richter- und Staatsanwaltstag unter dem Motto "Grenzen des Rechts - Recht ohne Grenzen". Dort sollte unter anderem über das Weisungsrecht der Politik gegenüber den Staatsanwaltschaften gesprochen werden. Christoph Frank, der Vorsitzendes des Richterbundes, erläuterte vor Beginn des Treffens in einem Interview von Deutschlandradio Kultur, worum es beim politischen Weisungsrecht geht.


  Demnach besteht die politische Option, daß die Justizminister im Einzelfall in Ermittlungsverfahren eingreifen. Allein die Existenz dieser Option wirft immer wieder die Frage auf, ob in einem Verfahren etwa gegen einen Prominenten oder einen Politiker von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht worden ist. Es hat auch derartige Fälle des Eingreifens gegeben. Die Öffentlichkeit wird darüber in der Regel nicht informiert, weil die Staatsanwaltschaften verpflichtet sind, Dienstgeheimnisse zu wahren. Die Staatsanwälte sind ausschließlich rechtsgebunden. Außer dem Generalbundesanwalt, der nach besonderen Bedingungen arbeitet, gibt es keinen politischen Generalstaatsanwalt mehr in Deutschland. Im Bundesrecht gibt es das externe Weisungsrecht des Justizministers an die Staatsanwaltschaft, welches die Richter und Staatsanwälte abschaffen wollen. Frank unterstrich, im Sinne des Gerechtigkeitsgefühls des Bürgers sei es, wenn dieses Weisungsrecht abgeschafft wird, damit allein die Möglichkeit nachzufragen, ob politischer Einfluß genommen worden ist, entfällt. Die Prüfungshierarchie innerhalb der Staatsanwaltschaft und die Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung staatsanwaltschaftlicher Entscheidungen wollen sie nicht abschaffen.


  2.April 2014
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  KULTUR/6227: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Görlitzer freuen sich über die 20. Altstadt-Million


  Etwas gebangt haben Oberbürgermeister Siegfried Deinege und sein Kämmerer diesmal, ob die sogenannte "Altstadt-Million" auch zum 20. Mal eingehen würde. Denn nach den Erfahrungen der letzten Jahre war die Spende des Mäzens oder der Mäzenin bereits knapp einen Monat früher einem Konto der ostsächsischen Stadt Görlitz gutgeschrieben worden.


  "Ich bin dankbar und glücklich", sagte das parteilose Stadtoberhaupt. Nun könnten wieder viele Bauvorhaben und Projekte zur Verschönerung des alten Stadtkerns in Angriff genommen werden.


  Die zweckgebundene Spende zur Sanierung von Baudenkmälern in Höhe von gegenwärtig 511.500 Euro fließt seit 1995, als die Person, deren Identität bis heute geheim blieb, mit Überweisungen von zunächst einer Million D-Mark begonnen und diesen Betrag bei Einführung des Euro auf den damaligen Wechselkurs umgestellt hatte.


  Nach einem Bericht des MDR flossen mittlerweile mehr als zehn Millionen Euro in die von der Stadt gegründete Görlitzer "Altstadt-Stiftung", die bislang ein Bauvolumen von mehr als 100 Millionen Euro realisieren konnte. Bei ihr können sich Eigentümer alter Gebäude für Sanierungszuschüsse bewerben.


  So wird die Stadt an der deutsch-polnischen Grenze jedes Jahr um einiges ansehnlicher.


  2.April 2014
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  BAYERN/3999: Freistaat vernachlässigt seine Imker und Bienen (SPD)


  



  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 02.04.2014


  Freistaat vernachlässigt seine Imker und Bienen


  Sprecherin für Imkerei, Ruth Müller: Förderung seit 2008 teilweise um knapp die Hälfte gekürzt worden, obwohl Anzahl der Bienenvölker seit 2005 um 30 Prozent geschrumpft ist


  



  Die niederbayerische Landtagsabgeordnete und Agrarexpertin Ruth Müller (SPD) fordert mehr Einsatz der Staatsregierung für Bienen in Bayern. "Wie das Landwirtschaftsministerium auf meine Anfrage mitgeteilt hat, ist die Zahl der Bienenvölker seit 2005 um 30 Prozent auf unter 200.000 geschrumpft. Gleichzeitig hat die Landesregierung die Fördermittel für die Imker gekürzt - von 30 Prozent für Ausrüstungsgegenstände auf 17 Prozent! Das ist völlig unverantwortlich!"


  Die SPD-Agrarexpertin erinnert daran, dass Verbraucher und Landwirte von Bienen abhängig sind: "Wer die Förderquoten so zurückfährt, riskiert große ökologische und ökonomische Schäden. Ich fordere die Staatsregierung auf, unserem Haushaltsantrag zur Erhöhung der Fördermittel um 100.000 Euro zuzustimmen - Bayern braucht mehr Fördermittel für die Imker und die Fortbildung durch die Vereine!"


  *


  Quelle:

  Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

  Bayerischer Landtag

  Maximilianeum, 81627 München

  Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

  E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

  Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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  BAYERN/3998: SPD will endlich klare Aussagen zum Pumpspeicher am Jochberg (SPD)


  



  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 01.04.2014


  SPD will endlich klare Aussagen zum Pumpspeicher am Jochberg


  Florian von Brunn: Staatsregierung soll Planungen darlegen und die Kosten beziffern


  



  Der SPD-Abgeordnete Florian von Brunn fordert die Staatsregierung auf, darzulegen, wie ihre Planungen zum möglichen Pumpspeicher Jochberg-Walchensee aussehen. "Die Staatsregierung darf die Bevölkerung nicht weiter im Unklaren lassen und muss endlich deutlich sagen, ob andere Standorte angestrebt werden und ob sich ein Pumpspeicherwerk überhaupt rechnet", erklärt von Brunn. Der Abgeordnete verweist auf fundierte Schätzungen, nach denen die Kosten für ein solches Kraftwerk zwischen 600 Millionen Euro bis einer Milliarde Euro liegen.


  In einer Antwort des Wirtschaftsministeriums auf eine Anfrage des Betreuungsabgeordneten für den Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen widersprechen sich die Aussagen zum Planungsstand des Pumpspeicherwerks am Jochberg oder alternativer Standorte. Zum einen schreibt die Staatsregierung: "Uns sind keine weiteren Planungen bekannt ...". In der Antwort auf eine weitere Frage räumt sie aber ein, dass einer der Investoren - Max Aicher - dafür schon Grundstücke mit den Bayerischen Staatsforsten tauschen wollte. Von Brunn: "Also entweder hat die Staatsregierung nichts in der Tasche und versagt, weil sie ihre Aufgaben nicht erfüllt - oder sie führt die Bürger hinters Licht."


  Aus der Sicht von Florian von Brunn weist die unklare Antwort des Wirtschaftsministeriums auf ein weiteres gravierendes Versäumnis hin: Bayern besitzt offenbar immer noch keine Planungen zu Pumpspeicherwerken. "Wir brauchen endlich ein belastbares Pumpspeicherkataster, damit die Öffentlichkeit weiß, woran sie ist", so von Brunn.


  *


  Quelle:

  Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

  Bayerischer Landtag

  Maximilianeum, 81627 München

  Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

  E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

  Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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  BAYERN/3997: Arbeitsmarktzahlen - Lohndumping und Doppelbelastung durch Zweitjobs bekämpfen! (SPD)


  



  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 01.04.2014


  Arbeitsmarktzahlen: Lohndumping und Doppelbelastung durch Zweitjobs bekämpfen!


  Sozialpolitische Sprecherin Weikert: CSU muss Verantwortung für Lohngerechtigkeit in Bayern endlich wahrnehmen!


  



  Anlässlich der heute veröffentlichten Arbeitsmarktzahlen fordert die sozialpolitische Sprecherin der BayernSPD-Landtagsfraktion Angelika Weikert eine schnelle und wirksame Bekämpfung des Lohndumpings und der Doppelbelastung der Arbeitnehmer durch Zweitjobs. "Die CSU muss als Teil der Regierung ihrer Verantwortung für die Menschen in Bayern gerecht werden!", so Weikert. "Sozialministerin Müller verschweigt immer gern, dass es auch in Bayern Menschen gibt, die von einer Vollzeitstelle nicht leben können!"


  Als besorgniserregend bewertet Weikert die jüngst publizierten Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, wonach 3,02 Millionen Arbeitnehmer in Deutschland neben ihrem Hauptberuf einen Nebenjob ausüben. Frauen sind davon häufiger betroffen als Männer. Rechnet man die Familienarbeit dazu, wird für sie aus der Doppelbelastung eine Dreifachbelastung.


  "Wir wollen, dass ein Vollzeitjob in Zukunft zum Leben reicht. Es darf nicht sein, dass eine so hohe Anzahl von Menschen auf einen Zusatzverdienst angewiesen ist und dafür Doppelschichten arbeiten muss", so die Arbeitsmarktexpertin. "Dafür muss die CSU im Bund Verantwortung wahrnehmen!"


  *


  Quelle:

  Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

  Bayerischer Landtag

  Maximilianeum, 81627 München

  Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

  E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

  Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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  HAMBURG/2782: Versorgung durch Hebammen sichern! (Die Linke)


  



  Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

  Presseerklärung vom 1. April 2014


  Versorgung durch Hebammen sichern!


  



  In Hamburg werden pro Jahr nur 20 Hebammen ausgebildet. Das teilt der Senat auf eine Schriftliche Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft mit. "Das sind zu wenige, um die Wochenbettbetreuung in Hamburg zu gewährleisten", erklärt dazu Kersten Artus, gesundheitspolitische Sprecherin der Fraktion. "Nicht nur in Stadtteilen wie Wilhelmsburg, Horn, Billstedt und Rothenburgsort gibt es keine oder zu wenige Hebammen. Auch in Eppendorf und Winterhude klagen Wöchnerinnen, dass sie keine Hebamme mehr bekommen." Die Grundausbildung im Dualen Ausbildungssystem sei eine Ursache für diesen Fachkräftemangel, so Artus: "Hebammen müssten wegen der hohen fachlichen Anforderungen sofort einen Bachelorabschluss machen können - und zwar kostenlos." Doch der private Ausbilder Asklepios will offenbar künftig nur ein berufsbegleitendes Hochschulstudium anbieten, das sich zum Teil durch Studiengebühren finanziert. "Ausbildung darf nichts kosten, erst recht nicht, wenn sie medizinische Grundversorgung absichert!"


  Weiter ergibt die Antwort des Senats, dass die Stillquote in Hamburg sehr gering ist. Nur 63 Prozent der Mütter stillen ihr Baby in den ersten Lebenswochen voll, danach geht die Quote weiter rapide zurück. "Die niedrige Quote ist nicht den Müttern anzulasten, sondern der unzureichenden fachlichen Anleitung", so die Gesundheitspolitikerin. "Nur vier Krankenhäuser in Hamburg sind nach WHO-Empfehlung als babyfreundlich zertifiziert: AK Harburg, AK Nord, Amalie Sieveking und das Marienkrankenhaus. Im ersten Lebenshalbjahr sollten Kinder aber voll gestillt werden." Gefördert wird dieser Negativtrend noch durch das Auslaufen der "Zielpatenschaft Stillförderung". Sie hatte 2009 Stillempfehlungen herausgegeben. Die Broschüre wird aber nicht mehr nachgedruckt und ist nur noch im Internet verfügbar.


  Artus fordert deshalb, die Hebammenausbildung auf neue Grundlagen zu stellen: "Die bald fehlende Berufshaftpflicht gefährdet die vor- und nachgeburtliche Versorgung und die hebammenbegleiteten Geburten. Da es aber bereits jetzt schon eine Unterversorgung gibt, sollte der Senat umgehend alle Krankenhäuser, in denen Kinder geboren werden, dazu auffordern, sich als 'babyfreundliches Krankenhaus' zertifizieren zu lassen. Außerdem sollte die 'Zielpatenschaft Stillförderung' wieder ihre Arbeit aufnehmen. Wenn es gelingt, die Stillquoten zu erhöhen, wäre dies ein wichtiger Schritt für einen besseren Start ins Leben." Die Fraktion DIE LINKE bringt einen entsprechenden Antrag in die Bürgerschaft ein.


  *


  Quelle:

  Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

  Presseerklärung vom 1. April 2014

  Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

  Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

  E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

  Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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